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Rahmenrichtlinie 
des Ministeriums der Finanzen zur Umsetzung 
des Kommunalen Infrastrukturprogrammes 

2016 - 2019 
(KIP-Richtlinie) 

Vom 15 . Dezember 2015

1 Vorbemerkung

Mit dem Haushaltsgesetz 2015/2016 vom 23 . Juni 2015 
(GVBl . I Nr . 15) wurde im Einzelplan 20 das Kapitel 20 080 
„Kommunales Infrastrukturprogramm“ (www .mdf .brandenburg .
de/cms/detail .php/bb1 .c .391734 .de) eingerichtet . Die dort ver-
anschlagten Mittel sind vorgesehen, um auf kommunaler Ebene 
Investitionen in die Infrastruktur zu fördern . Hierzu haben der 
Bund und das Land Brandenburg voneinander getrennte För-
derprogramme bereitgestellt .

Der Bund fördert ab dem Jahr 2015 Investitionen finanzschwa-
cher Kommunen im Rahmen des Kommunalinvestitionsförde-
rungsgesetzes - KInvFG - vom 24 . Juni 2015 (BGBl . I S . 974, 
975) . Auf Grundlage der zum Kommunalinvestitionsförde-
rungsgesetz ergangenen Verwaltungsvereinbarung zwischen 
dem Bund und den Ländern vom 20 . August 2015 (ABl . S . 834) 
wurde die „Richtlinie des Ministeriums der Finanzen des Lan-
des Brandenburg zur Förderung finanzschwacher Gemeinden 
und Gemeindeverbände im Rahmen des Kommunalinvestiti-
onsförderungsgesetzes (KInvFG-Richtlinie)“ vom 7 . Oktober 
2015 (ABl . S . 1147) erlassen . Somit können bis zum Jahr 2019 
Bundesmittel im Umfang von rund 107,9 Millionen Euro durch 
das Land für Vorhaben nach dem Kommunalinvestitionsförde-
rungsgesetz bewilligt werden .

Das Land finanziert ab dem Jahr 2016 ein zusätzliches Investi-
tionsförderprogramm im Umfang von bis zu 130 Millionen 
Euro zur Stärkung der kommunalen Infrastruktur . Mit diesem 
bis zum Jahr 2019 befristeten Kommunalen Infrastrukturpro-
gramm des Landes sollen die Infrastrukturbereiche Bildung 
(Titelgruppe - TGr . 60), Verkehr (TGr . 70), Feuerwehr (TGr . 80) 
sowie Freizeit und Sport (TGr . 90) gefördert werden . Die Lan-
desmittel werden um kommunale Eigenanteile beziehungswei-
se Eigenanteile der Sportvereine - abhängig von der jeweiligen 
Programmgestaltung - ergänzt .

2 Programmumsetzung

Diese Rahmenrichtlinie des Ministeriums der Finanzen zur Um- 
setzung des Kommunalen Infrastrukturprogrammes 2016 - 2019 
(KIP-Richtlinie) bündelt die Regelungen für die vier genannten 
Bereiche der kommunalen Infrastruktur in einer Vorschrift . Da-
mit wird die Umsetzung des Kommunalen Infrastrukturpro-
grammes des Landes erleichtert und die zu beachtenden vier 
Einzelrichtlinien werden transparent und anwendungsfreund-
lich an einer Stelle konzentriert bekannt gemacht . Die in den 

vier Anlagen abgebildeten Förderrichtlinien wurden von den 
fachlich zuständigen Ressorts Ministerium für Bildung, Jugend 
und Sport (TGr . 60, 90), Ministerium des Innern und für Kom-
munales (TGr . 80) sowie Ministerium für Infrastruktur und 
Landesplanung (TGr . 70) erarbeitet . 

Für den Bereich der Verkehrsinfrastruktur wird auf die beste-
hende Richtlinie des Ministeriums für Infrastruktur und Landes-
planung zur Förderung von Investitionen für den Öffentlichen 
Personennahverkehr im Land Brandenburg (RiLi ÖPNV-Invest) 
vom 25 . Juli 2007 in der Fassung des dritten Änderungserlasses 
vom 20 . Juni 2014 zurückgegriffen . Diese ist als Anlage 2 voll-
ständig abgedruckt und nur hinsichtlich des Geltungszeitraums 
auf den unter Nummer 6 aufgeführten Zeitraum angepasst . 
Ausdrücklich hingewiesen wird darauf, dass die Kumulation 
mit dem Zukunftsinvestitionsprogramm 2016 - 2018 (ZIP)  
- Barrierefreiheit kleiner Schienenverkehrsstationen - des Bun-
desministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur zulässig 
ist .

Die gesamte Rahmenrichtlinie wurde einvernehmlich mit dem 
Finanzministerium abgestimmt .

3 Ziel der Zuwendungsgewährung

Ziel der Zuwendungsgewährung ist die Stärkung der kommu-
nalen Infrastruktur im Land Brandenburg in den vier Bereichen 
Bildung, Verkehr, Feuerwehr sowie Freizeit und Sport .

4 Anzuwendende Anlagen

Die dieser Rahmenrichtlinie beigefügten, nachfolgend aufge-
führten vier Anlagen, die Bestandteil dieser Rahmenrichtlinie 
sind,  konkretisieren die zuwendungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für den jeweiligen Förderbereich .

Anlage 1 zur KIP-Richtlinie
Richtlinie zur Förderung von notwendigen Bau- und Aus-
stattungsinvestitionen für besondere bildungspolitische 
Schwerpunktmaßnahmen an Schulen in öffentlicher Trä-
gerschaft

Anlage 2 zur KIP-Richtlinie
Richtlinie zur Förderung von Investitionen für den Öffent-
lichen Personennahverkehr

Anlage 3 zur KIP-Richtlinie
Richtlinie zur Förderung des Aufbaus und des Erhalts der 
Feuerwehrinfrastruktur sowie der Erhöhung der Leistungs-
fähigkeit und Einsatzbereitschaft der Feuerwehren (außer-
halb LEADER)

Anlage 4 zur KIP-Richtlinie
Richtlinie zur Förderung von vereinseigenen und gepachte-
ten Sportstätten im Rahmen des Sportinfrastrukturpro-
gramms (außerhalb LEADER)

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN
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5 Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwen-
dung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Verwendung 
sowie die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwen-
dungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zu-
wendung gelten die VV/VVG zu § 44 LHO, soweit nicht in den 
Anlagen 1 bis 4 zur KIP-Richtlinie Abweichungen zugelassen 
worden sind . Die Vorschriften sind in der Landesrechtsdaten-
bank BRAVORS für alle Bürgerinnen und Bürger online zu-
gänglich unter:  

www .bravors .brandenburg .de/de/verwaltungsvorschriften- 
221391

6 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Rahmenrichtlinie tritt am 1 . Januar 2016 in Kraft und am 
31 . Dezember 2019 außer Kraft . 

Anlage 1 zur KIP-Richtlinie des Ministeriums der Finanzen 
vom 15. Dezember 2015

Richtlinie zur Förderung 
von notwendigen Bau- und Ausstattungsinvestitionen 

für besondere bildungspolitische Schwerpunktmaßnahmen 
an Schulen in öffentlicher Trägerschaft

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

 Das Land Brandenburg gewährt auf der Grundlage des 
Haushaltsgesetzes 2015/2016 nach Maßgabe der KIP-
Richtlinie des Ministeriums der Finanzen in Verbin-
dung mit dieser Anlage der genannten Richtlinie und 
nach Maßgabe der Verwaltungsvorschriften zu § 44 der 
Landeshaushaltsordnung (LHO) Zuwendungen zur För-
derung von notwendigen Bau- und Ausstattungsinvesti-
tionen für besondere bildungspolitische Schwerpunkt-
maßnahmen an Schulen in öffentlicher Trägerschaft .

 Die Zuwendungen des Landes werden in Form von Zu-
weisungen gewährt .

 Ein Anspruch der Antragstellenden auf Gewährung der 
Zuwendung besteht nicht . Vielmehr entscheiden das 
Ministerium für Bildung, Jugend und Sport (MBJS) 
und die Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflicht- 
gemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsmittel .

2 Gegenstand der Förderung

 Die zur Verfügung stehenden Mittel sollen für den ge-
samten Zeitraum der Laufzeit für Maßnahmen zur Förde-
rung des gemeinsamen Unterrichts gemäß § 29 Absatz 2 
des Brandenburgischen Schulgesetzes (BbgSchulG) ver-
ausgabt werden (siehe Nummer 2 .1) und bis zu 30 Pro-
zent der zur Verfügung stehenden Mittel sollen für die 
Förderung von Maßnahmen im Zusammenhang mit der 

Zusammenfassung von einer Grund- mit einer Gesamt-
schule oder Oberschule gemäß § 16 Absatz 3 BbgSchulG 
eingesetzt werden (siehe Nummer 2 .2) . 

 Förderfähig sind investive Maßnahmen

2 .1 zur Umsetzung des gemeinsamen Unterrichts gemäß 
§ 29 Absatz 2 BbgSchulG, insbesondere

- die Herstellung von Barrierefreiheit gemäß 
DIN 18040-1 sowie DIN 18040-3 und darüber hi- 
nausgehende Maßnahmen zur Herstellung von Bar-
rierefreiheit,

- Ausbau- und Umbaumaßnahmen im Innen- und 
Außenbereich der Schule,

- die Schaffung von Räumlichkeiten zur Betreuung 
und Versorgung und für unterrichtliche und außer-
unterrichtliche, therapeutische, medizinische und 
pflegerische Maßnahmen sowie 

- Ausstattungsinvestitionen zur Unterstützung von 
Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf;

2 .2 im Zusammenhang mit der Zusammenfassung einer 
Grund- mit einer Gesamt- oder Oberschule gemäß § 16 
Absatz 3 BbgSchulG, auch in Verbindung mit der Füh-
rung des Grundschulteils an mehreren Standorten ge-
mäß § 19 Absatz 2 BbgSchulG, für erforderliche Aus-
bau-, Umbau-, Erweiterungs-, Sanierungs- und Moder- 
nisierungsmaßnahmen im Innen- und Außenbereich der 
Schule .

3 Zuwendungsempfänger

 Antragsberechtigt sind Schulträger gemäß § 100 Ab-
satz 1 bis 3 BbgSchulG .

4 Zuwendungsvoraussetzungen

4 .1 Zuwendungsfähig sind ausschließlich Maßnahmen an 
Standorten, die in den gemäß § 102 Absatz 5 BbgSchulG 
genehmigten Schulentwicklungsplänen langfristig als 
gesichert ausgewiesen sind .

 Bei Schulen mit mehreren Grundschulstandorten ist le-
diglich eine Förderung am Hauptstandort möglich .

 Bauliche Maßnahmen können nur gefördert werden, 
wenn sie bauplanungs- und bauordnungsrechtlich ge-
nehmigungsfähig sind .

4 .2 Maßnahmen gemäß Nummer 2 .2 sind zuwendungs- 
fähig, sofern die entsprechenden Beschlüsse zur Zu-
sammenfassung einer Grund- mit einer Gesamt- oder 
Oberschule gemäß § 16 Absatz 3 BbgSchulG nachge-
wiesen werden können .

4 .3 Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn eine weitere 
Förderung aus Mitteln der Strukturfonds der Europä- 
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ischen Union in der Förderperiode 2014 - 2020 - Europä-
ischer Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) SZ 16, 
dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Ent-
wicklung des ländlichen Raums (ELER) -, oder eine 
Förderung aus anderen Förderprogrammen der Europä-
ischen Union oder aus anderen öffentlichen Mitteln für 
den genannten Zuwendungszweck erfolgt .

5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5 .1 Zuwendungsart: Projektförderung

5.2 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung

5 .3 Form der Zuwendung: Zuweisung

5 .4 Bemessungsgrundlage:

5 .4 .1 Zuwendungsfähig sind Investitionen in die unter Num-
mern 2 .1 und 2 .2 dargestellten Maßnahmen .

5 .4 .2 Die Höhe der Zuwendung in Form einer Zuweisung be-
trägt grundsätzlich 60 Prozent zu den zuwendungsfähi-
gen Gesamtausgaben . Als zuwendungsfähige Gesamt-
ausgaben gelten alle zur Durchführung der geförderten 
Maßnahme notwendigen und angemessenen Ausgaben, 
die im Rahmen der schul- und baufachlichen Prüfung 
ermittelt und durch das MBJS sowie die Bewilligungs-
behörde anerkannt worden sind . Der Zuwendungsemp-
fänger hat einen Eigenanteil von mindestens 40 Prozent 
der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben bereitzustel-
len .

5 .4 .3 Die zuwendungsfähigen Gesamtausgaben ergeben sich, 
soweit keine Kostenrichtwerte festgelegt worden sind, 
aus den in den Planungsunterlagen tatsächlich nachge-
wiesenen und baufachlich anerkannten Ausgaben für die 
einzelnen förderfähigen Kostengruppen . Als Bemes-
sungsgrundlage für die Ermittlung der zuwendungsfähi-
gen Gesamtausgaben bei Hochbaumaßnahmen sind die 
Kostengruppen der DIN 276 zugrunde zu legen . 

5 .4 .4 Leistungen Dritter werden auf die Höhe der zuwen-
dungsfähigen Gesamtausgaben angerechnet .

5 .4 .5 Zuwendungen in Form von Zuweisungen im Bildungs-
bereich sollen eine Bagatellhöhe von 50 000 Euro nicht 
unterschreiten .

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

 Bei Baumaßnahmen sind die VV Nr . 6 zu § 44 LHO zu 
beachten .

6 .1 Im Zuwendungsbescheid ist die Dauer der Zweckbin-
dung wie folgt festzusetzen:

 Alle mit Hilfe der Zuwendung beschafften oder herge-
stellten unbeweglichen Gegenstände sind zehn Jahre, 
alle beweglichen Gegenstände über 400 Euro sind fünf 
Jahre und alle beweglichen Gegenstände bis 400 Euro 
sind zwei Jahre für den Zuwendungszweck gebunden . 

Die Verwendung der Gegenstände innerhalb der vorge-
nannten Zeiträume für andere Zwecke bedarf der vor-
herigen Zustimmung der Bewilligungsbehörde . Nach 
Ablauf der Fristen kann über die Gegenstände frei ver-
fügt werden .

6 .2 Ist der Zuwendungsempfänger nicht Grundstückseigen- 
tümer oder Erbbauberechtigter mit einem Erbbaurecht 
für mindestens die Dauer der Zweckbindung an dem 
vorgesehenen Baugrundstück, so kann die Bewilli-
gungsbehörde die Gewährung der Zuwendung vom Be-
stehen eines über die Dauer der Zweckbindung sich er-
streckenden Pacht-, Miet- oder sonstigen Nutzungsver- 
trages mit dem Grundstückseigentümer oder Erbbaube-
rechtigten abhängig machen .

7 Verfahren

7 .1 Antragsverfahren

7 .1 .1 Anträge auf Gewährung einer Zuwendung sind laufend 
ohne Fristen in zweifacher Ausfertigung an das MBJS 
zu richten . Anträge, die sich auf eine Förderung gemäß 
Nummer 2 .2 beziehen, müssen spätestens bis zum 
31 . März 2018 beim MBJS eingegangen sein, um be-
rücksichtigt werden zu können . Dem Antrag sind je 
nach Fördergegenstand die unter Nummer 4 dieser An-
lage zur Richtlinie genannten notwendigen Nachweise 
über kommunale Beschlüsse, Schulprogramme, eine 
zusammenfassende Antragsbegründung, die Ergebnis-
se der baufachlichen Prüfung (vgl . Nummer 7 .1 .2), die 
unter Nummer 7.1.3 spezifizierte Haushaltssatzung so-
wie die vom MBJS zur Verfügung gestellten, ausgefüll-
ten Antragsformulare beizufügen .

7 .1 .2 Die baufachliche Prüfung der Bauplanungsunterlagen 
erfolgt grundsätzlich durch die zuständigen bautechni-
schen Dienststellen der Gemeinden (GV) . Übersteigt 
die beantragte Zuwendung den Betrag von 500 000 Euro, 
veranlasst das MBJS die baufachliche Prüfung durch 
den Brandenburgischen Landesbetrieb für Liegen-
schaften und Bauen .  

 Für den Fall, dass eine bautechnische Dienststelle in 
Gemeinden nicht vorhanden ist beziehungsweise die 
baufachliche Prüfung aus Kapazitätsgründen innerhalb 
des geforderten Zeitrahmens nicht geleistet werden 
kann, veranlasst das MBJS auf Antrag des Zuwen-
dungsempfängers die baufachliche Prüfung durch den 
Brandenburgischen Landesbetrieb für Liegenschaften 
und Bauen .

7 .1 .3 Der Antragsteller hat im Antragsverfahren eine die 
Maßnahme und ihre Finanzierung berücksichtigende 
rechtskräftige Haushaltssatzung nachzuweisen .

7 .1 .4 Die Maßnahme darf erst nach Vorlage des Bewilli-
gungsbescheides begonnen werden . Ausnahmen bedür-
fen der vorherigen Zustimmung durch das MBJS . 

7 .1 .5 Die fachliche Beurteilung der Anträge und Auswahl der 
Zuwendungsempfänger erfolgt durch das MBJS . Die 
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Prüfung der Anträge erfolgt insbesondere anhand fol-
gender Kriterien:

- Nachgewiesene Standortsicherheit 

- Die Beurteilung der Anträge gemäß Nummer 2 .1 
erfolgt anhand des Schulprogramms mit besonde-
rem Augenmerk auf die Konzeption des gemeinsa-
men Unterrichts und die Begründung der Nachhal-
tigkeit der zu tätigenden Investitionen .

- Die Beurteilung der Anträge gemäß Nummer 2 .2 
erfolgt insbesondere im Hinblick auf die Steuerung 
des Prozesses der Zusammenfassung von Schulen, 
die begründete zukünftige Versorgungsfunktion des 
Standorts als auch die im Schulprogramm darzu-
stellende Gestaltung der Übergänge zwischen den 
Schulstufen, des kollegialen Austausches und der 
systematischen Schulprogrammarbeit .

- Besondere Berücksichtigung finden Maßnahmen 
an Standorten mit genehmigten Ganztagsangeboten 
gemäß § 18 BbgSchulG .

7 .2 Bewilligungsverfahren

 Die Investitionsbank des Landes Brandenburg (ILB) ist 
im Bewilligungsverfahren die Bewilligungsbehörde 
und auf Grundlage eines entsprechenden Vertrages Ge-
schäftsbesorger . Sie entscheidet über die Bewilligung 
der Anträge auf Grundlage der Antragsbeurteilung 
durch das MBJS . Die Entscheidungen der Bewilli-
gungsbehörde ergehen auf der Grundlage des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land Brandenburg . 
Liegen die Zuwendungsvoraussetzungen nicht vor oder 
stehen Haushaltsmittel nicht in ausreichendem Umfang 
zur Verfügung, erteilt die Bewilligungsbehörde einen 
ablehnenden Bescheid .

7 .3 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

 Der Mittelabruf richtet sich nach den Nummern 1 .4 .3 
und 1 .4 .4 der Anlage (ANBest-G) zu VVG Nr . 5 .1 zu 
§ 44 LHO . Die Mittelabrufe sind mit den entsprechen-
den Nachweisen der Investitionsbank des Landes Bran-
denburg zu übergeben .

7 .4 Verwendungsnachweisverfahren

 Die Verwendung der Zuwendung ist gemäß den Rege-
lungen in Nummer 7 der Anlage (ANBest-G) zu VVG 
Nr . 5 .1 zu § 44 LHO nachzuweisen . Innerhalb von 
sechs Monaten nach Erfüllung des Zuwendungszwecks, 
spätestens jedoch nach Ablauf des sechsten auf den Be-
willigungszeitraum folgenden Monats, ist der Bewilli-
gungsbehörde die Verwendung der Zuwendung für jede 
Maßnahme gesondert nachzuweisen (Verwendungs-
nachweis) . Der Verwendungsnachweis besteht je Vor-
haben aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßi-
gen Nachweis .

 Jeder Zuwendungsempfänger hat zu bescheinigen, dass 
die gewährten Zuwendungen zweckentsprechend, wirt-
schaftlich und sparsam verwendet wurden . Für die Be-
willigung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwen-
dung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhe-
bung des Zuwendungsbescheides und die Rückforde- 
rung der gewährten Zuwendung gelten die VV/VVG zu 
§ 44 LHO, soweit nicht in dieser Förderrichtlinie Ab-
weichungen zugelassen worden sind .

Anlage 2 zur KIP-Richtlinie des Ministeriums der Finanzen 
vom 15. Dezember 2015

Richtlinie 
zur Förderung von Investitionen 

für den Öffentlichen Personennahverkehr

Richtlinie des Ministeriums für Infrastruktur und Landwirtschaft 
zur Förderung von Investitionen für den Öffentlichen Personen-
nahverkehr im Land Brandenburg (RiLi ÖPNV-Invest) 

Konsolidierte Fassung der Richtlinie vom 25 . Juli 2007 unter 
Berücksichtigung des Änderungserlasses des Ministeriums für 
Infrastruktur und Landwirtschaft vom 22 . Januar 2010 (Inkraft-
treten mit Wirkung vom 1 . Januar 2010), des zweiten Ände-
rungserlasses vom 8 . Juni 2012 (Inkrafttreten mit Wirkung vom 
31 . Dezember 2011) und des dritten Änderungserlasses vom 
20 . Juni 2014 (Inkrafttreten mit Wirkung vom 1 . Januar 2014) 

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen 

1 .1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie auf 
der Grundlage der jeweils geltenden Fassung 

- des Gesetzes über den öffentlichen Personennah-
verkehr im Land Brandenburg (ÖPNVG),

- des Entflechtungsgesetzes (EntflechtG) sowie 
- der §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung 

(LHO) und der dazu erlassenen Verwaltungsvor-
schriften (VV/VVG) 

 Zuwendungen für Investitionen in den Öffentlichen Per-
sonennahverkehr (ÖPNV) des Landes Brandenburg . 
Dieser umfasst den Schienenpersonennahverkehr 
(SPNV), der auf Grundlage des Allgemeinen Eisenbahn-
gesetzes (AEG), und den übrigen Öffentlichen Personen-
nahverkehr (üÖPNV), der auf Grundlage des Personen-
beförderungsgesetzes (PBefG) durchgeführt wird . 

 Bei gemeinsam durchzuführenden Maßnahmen sind 
die Bereiche dem üÖPNV zuzurechnen, die auch ohne 
SPNV eine eigene funktionelle und wichtige Verkehrs-
bedeutung im Sinn dieser Richtlinie haben oder den in 
Anlage 1 genannten Fördertatbeständen funktionell zu-
gerechnet werden können .
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1 .2 Ein Rechtsanspruch auf Gewährung von Zuwendungen 
besteht nicht . Die Bewilligungsbehörde entscheidet 
aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen 
der verfügbaren Haushaltsmittel . 

1 .3 Über Ausnahmen von dieser Richtlinie entscheidet im 
Einzelfall das für Verkehr zuständige Ministerium . 
Ausnahmeentscheidungen, die über den Einzelfall hi- 
naus von Bedeutung sind, ergehen im Einvernehmen 
mit dem Ministerium der Finanzen . 

2 Gegenstand der Förderung 

 Zuwendungen können für Investitionsvorhaben des 
ÖPNV gewährt werden . Das sind im Einzelnen folgen-
de Maßnahmen: 

2 .1 ÖPNV-Infrastrukturinvestitionen, insbesondere

a) Bau-, Ausbau-, Grunderneuerungsinvestitionen von 
Verkehrswegen der Eisenbahnen sowie alle be-
triebsnotwendigen Anlagen;

b) Bau-, Ausbau-, Grunderneuerungsinvestitionen von 
Zugangs- und Verknüpfungsstellen des ÖPNV so-
wie alle betriebsnotwendigen Anlagen .

 Nicht gefördert werden Ersatzinvestitionen als selbst-
ständige Vorhaben und die Unterhaltung von Anlagen .

2 .2 Planungsleistungen

a) zur Vorbereitung von Investitionsentscheidungen 
sowie

b) für die unmittelbare Durchführung von Maßnah-
men nach Nummer 2 .1 .

3 Zuwendungsempfänger 

 Zuwendungsempfänger können sein: 

- kommunale Aufgabenträger,
- Gemeinden,
- Eisenbahninfrastrukturunternehmen sowie 
- Unternehmen des öffentlichen Personennahverkehrs . 

 Die Zuwendungsempfänger können gemeinsam Maß-
nahmen beantragen .

 Voraussetzungen dafür sind, dass der funktionelle und 
finanzielle Anteil des Teilvorhabens jedes einzelnen 
Zuwendungsempfängers abgrenzbar und für sich zu-
wendungsfähig ist, einer von ihnen die Koordinierung 
und Leitung des Vorhabens für alle übernimmt, hierfür 
eine Vereinbarung zwischen den Zuwendungsempfän-
gern existiert und die Bewilligungsbehörde dieser Ver-
einbarung zugestimmt hat . 

4 Zuwendungsvoraussetzungen 

 Voraussetzungen einer Zuwendung sind, dass 

4 .1 die Maßnahme nach Art und Umfang zur Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse erforderlich ist; 

4 .2 die Maßnahme

- den verkehrspolitischen Zielen und Grundsätzen des 
ÖPNVG,

- den Landesentwicklungsplänen,
- dem Integrierten Verkehrskonzept (IVK),
- dem Landesnahverkehrsplan oder einem gleich-

wertigen Plan entspricht,
- zur Stabilisierung des zentralörtlichen Systems der 

Landesplanung beiträgt,
- die Belange des Umwelt-, Natur- und Denkmal-

schutzes beachtet und andere Zuwendungsgeber 
berücksichtigt und

- die Aussagen der Integrierten Stadtentwicklungs-
konzepte berücksichtigt;

4 .3 die Maßnahme bau- und verkehrstechnisch einwandfrei 
und unter Beachtung der Grundsätze der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit geplant ist; 

- bei Maßnahmen nach Nummer 2 .1 Buchstabe a ist 
eine angemessene wirtschaftliche Bewertung ge-
mäß Anlage zu Nummer 2 .5 VV zu § 7 LHO in 
Abstimmung mit dem Zuwendungsgeber durchzu-
führen; 

- bei Verknüpfungsmaßnahmen nach Nummer 2 .1 
Buchstabe b ist die Zweckmäßigkeit der gewählten 
Lösung durch den Fachausschuss „Verkehr (Ver-
knüpfungs- und Umsteigeanlagen)“ zu prüfen und 
zu bestätigen; 

4.4 die spezifischen Bedürfnisse von Frauen und Männern, 
Menschen mit Behinderungen, Familien mit Kindern, 
Jugendlichen und Senioren bei der Planung und Gestal-
tung der ÖPNV-Infrastruktur sowie die Anforderungen 
an die Barrierefreiheit und der Konzeption für alle Ver-
wendungsarten („Design for all“) berücksichtigt wer-
den . 

 Bei der Vorhabenplanung sind die zuständigen Behin-
dertenbeauftragten oder Behindertenbeiräte anzuhören . 
Verfügt eine Gebietskörperschaft nicht über Behinder-
tenbeauftragte oder Behindertenbeiräte, sind stattdes-
sen die entsprechenden Verbände im Sinne des § 5 des 
Behindertengleichstellungsgesetzes anzuhören . Die An- 
hörung hat auch bei wesentlichen Veränderungen der der 
Maßnahme zugrunde liegenden Planung zu erfolgen . 

4 .5 der Zuwendungsempfänger unter Vorlage eines Finan-
zierungsplans erklärt, dass die Finanzierung seines Ei-
genmittelanteils an der Investition und eventuelle finan-
zielle Leistungen Dritter (ohne öffentliche Förderung) 
nachweislich in der erforderlichen Höhe gesichert sind, 
und bereit ist, auftretende Folgekosten mindestens für 
den Zeitraum der Zweckbindung zu tragen; dieses gilt 
für das Gesamtvorhaben oder für Bauabschnitte mit ei-
gener Verkehrsbedeutung . 

4 .6 der Zuwendungsempfänger erklärt, dass die Möglich-
keit der diskriminierungsfreien Nutzung der Anlagen 
gegeben sein wird; dies gilt auch für Maßnahmen nach 
Nummer 2 .2, wenn es sich um Planungsleistungen für 
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die unmittelbare Realisierung der Maßnahmen han-
delt; 

4 .7 die Maßnahme Bestandteil des bestätigten ÖPNV-Jah-
resprogramms gemäß Nummer 7 .1 .3 ist, eine Planungs-
leistung kann als gesonderte Maßnahme nur gefördert 
werden, wenn diese im Jahresprogramm für den ÖPNV 
als gesonderte Maßnahme aufgeführt ist; 

4 .8 für Maßnahmen des SPNV die zuwendungsfähigen Aus- 
gaben von 50 Tausend Euro und für Maßnahmen des 
üÖPNV von 200 Tausend Euro nicht unterschritten 
werden . 

5 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

5 .1 Zuwendungsart: Projektförderung 

5.2 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung 

5 .3 Form der Zuwendung

a) Zuschuss beziehungsweise Zuweisung für Investi-
tionen nach Nummer 2 .1 und Planungsleistungen 
nach Nummer 2 .2 

b) bedingt rückzahlbare Zuwendung für Planungsleis-
tungen nach Nummer 2 .2 Buchstabe b 

c) bei den SPNV betreffende Planungsleistungen nach 
Nummer 2 .2 Buchstabe b und Investitionen nach 
Nummer 2 .1 auch als zweckgebundenes zinsloses 
Darlehen 

5 .4 Bemessungsgrundlage 

5 .4 .1 Zuwendungsfähige Ausgaben 

5 .4 .1 .1 Zu den zuwendungsfähigen Ausgaben für Maßnahmen 
nach den Nummern 2 .1 und 2 .2 gehören insbesondere 
die in Anlage 1 aufgeführten Ausgaben . 

5 .4 .1 .2 Bei Planungsleistungen für Investitionsentscheidungen 
gemäß Nummer 2 .2 Buchstabe a ist die Verordnung 
über die Honorare für Leistungen der Architekten und 
der Ingenieure (HOAI) - in der jeweils gültigen Fas-
sung - anzuwenden . Zuwendungsrelevant sind grund-
sätzlich nur die Honorarausgaben zum Mindestsatz der 
Honorartabelle in der für die Planungsaufgaben ange-
messenen Honorarzone . Die Abweichung vom Min-
destsatz ist mit der Antragstellung zu begründen und 
bedarf der Anerkennung durch die Bewilligungsbehör-
de beziehungsweise der baufachlichen Prüfstelle bei 
Maßnahmen nach Nummer 7 .3 .3 . 

5 .4 .1 .3 Bei Einnahmen schaffenden Projekten im Sinne des Ar-
tikels 55 der Verordnung (EG) Nr . 1083/2006 des Rates 
„Einnahmen schaffende Projekte“ müssen die Netto-
einnahmen bei der Bestimmung der Höhe der zuschuss-
fähigen Ausgaben berücksichtigt werden . 

5 .4 .1 .4 Bei Maßnahmen nach Nummer 2 .1 ist der Restbuch-
wert oder Erlös der Altanlage, wenn dieser höher als der 
Restbuchwert ist, von den zuwendungsfähigen Ausga-
ben abzusetzen und gesondert auszuweisen . 

5 .4 .1 .5 Bei nicht nur den ÖPNV betreffenden Maßnahmen sind 
nur die dem ÖPNV dienenden Ausgabenbestandteile 
förderfähig .

 Vorteile, die dem Träger der Maßnahme neben der Ver-
besserung der Verkehrsverhältnisse entstehen, sind an-
gemessen auszugleichen .

5 .4 .2 Höhe der Zuwendung 

5 .4 .2 .1 Für Maßnahmen nach Nummer 2 .1 kann die Höhe der 
Zuwendungen des Landes in Eisenbahninfrastruktur 
bis zu 90 vom Hundert, für alle anderen Maßnahmen 
75 vom Hundert der zuwendungsfähigen Ausgaben be-
tragen . 

 Vorhaben der Eisenbahninfrastruktur dürfen auch un-
tergeordnete Maßnahmen des üÖPNV enthalten, wenn 
deren Fördervolumen nicht überwiegt . 

5 .4 .2 .2 Die Höhe der Zuwendungen für Planungsleistungen 
nach Nummer 2 .2 Buchstabe a kann bis zu 50 vom 
Hundert der zuwendungsfähigen Ausgaben betragen . 

 Zuwendungen für Leistungen nach Nummer 2 .2 Buch-
stabe b werden als Pauschale gewährt (Planungskosten-
pauschale) . Sie beträgt bis zu 13 vom Hundert der zu-
wendungsfähigen Bauausgaben . In besonderen nach- 
gewiesenen Ausnahmen bis zu 18 vom Hundert für 
Maßnahmen der Eisenbahninfrastruktur . Über die Höhe 
der Förderung entscheidet das für Verkehr zuständige 
Ministerium im Rahmen der Programmbestätigung .

 Sofern die Planung der Maßnahme auf Grundlage einer 
nach Nummer 2 .2 Buchstabe a geförderten Planungs-
leistung zur Investitionsentscheidung erfolgt, wird die 
Planungskostenpauschale um die bereits ausgezahlten 
Zuwendungen reduziert . 

5 .4 .3 Eigenmittel 

 Eigenmittel im Sinne dieser Richtlinie stellen die finan-
ziellen Mittel dar, die der Zuwendungsempfänger aus 
eigenem Vermögen bereitstellt oder die ihm der Bund 
oder der Aufgabenträger und/oder ein Dritter aufgrund 
seiner ihm zugeordneten Aufgabe in Bezug auf Investi-
tionen in die Schienenwege der Eisenbahnen bereitzu-
stellen hat oder aus anderen Gründen (zum Beispiel § 3 
Absatz 1 Satz 2 des Entflechtungsgesetzes, Deutsche 
Bahn Gründungsgesetz, Bundesschienenwegeausbau-
gesetz, Gesetz über den öffentlichen Personennahver-
kehr im Land Brandenburg) beziehungsweise aus Inte-
resse Dritter bereitstellt . 

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6 .1 Die Vergabe von Bau- und anderen Leistungen hat nach 
Maßgabe des öffentlichen Vergaberechts (zum Beispiel 
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Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen [VOB], 
Verdingungsordnung für Leistungen [VOL], Verdin-
gungsordnung für Freiberufliche Leistungen [VOF]) zu 
erfolgen . Für europaweite Ausschreibungen sind die 
jeweils geltenden Schwellenwerte zu beachten . 

6 .2 Der Zuwendungsempfänger hat Nachweise über die Er-
gebnisse der Ausschreibung, Vergabevermerke und 
Vergabeentscheidungen der Bewilligungsbehörde un-
verzüglich nach abgeschlossener Submission vorzule-
gen . Die Vorlage ist Voraussetzung der Auszahlung der 
Zuwendung . 

 Besondere Anwendungsbestimmungen/-beschränkun-
gen der zur Verfügung stehenden Finanzierungsquellen 
sind im Rahmen der Maßnahmenprüfung und -beschei-
dung durch die Bewilligungsbehörde zu berücksichti-
gen . 

6 .3 Bei Zuwendungen für Infrastrukturinvestitionen ist 
durch den Antragsteller zu erklären, dass die investive 
Förderung des Landes bei der Berechnung der Nut-
zungsentgelte für die geförderte Infrastruktur zur Er-
bringung von ÖPNV-Leistungen nicht in Ansatz ge-
bracht wird. Die gleiche Negativerklärungspflicht gilt 
auch für auf die investive Förderung entfallende Kapi-
talkosten . 

 Dies gilt auch für Planungsleistungen nach Nummer 2 .2 
Buchstabe b . 

6 .4 Jede geförderte Investition nach Nummer 2 .1 ist min-
destens während der Zweckbindungsdauer entspre-
chend dem im Zuwendungsbescheid bestimmten Zu-
wendungszweck einzusetzen . Die Zweckbindungsfrist 
gilt ab dem Zeitpunkt (Monat) der frühestmöglichen 
Nutzungsfähigkeit der Maßnahme . 

 Eine Übersicht der Zweckbindungsfristen ist in Anla-
ge 1 enthalten . Bei Planungsleistungen gemäß Num-
mer 2 .2 Buchstabe a ist vom Zuwendungsempfänger 
unabhängig vom Ergebnis innerhalb von zwei Jahren 
nach Präsentation der Entscheidungsvorlage eine Ent-
scheidung zur Umsetzung der Maßnahme zu treffen . 
Hierbei ist die Bewilligungsbehörde zu beteiligen . Bei 
Planungsleistungen nach Nummer 2 .2 Buchstabe b ist 
innerhalb von zwei Jahren mit dem Bau zu beginnen . 

6 .5 Die kommerzielle Nutzung von Serviceanlagen ist 
nicht förderschädlich, soweit sie nicht gewinnorientiert 
ausgerichtet ist und den ÖPNV-Nutzer nicht unverhält-
nismäßig belastet . 

6 .6 Die planungsrechtliche Zustimmung muss vor dem 
Baubeginn vorliegen .

6 .7 Die Maßnahmen sind an den Erfordernissen des demo-
grafischen Wandels auszurichten, um die langfristige 
wirtschaftliche Tragfähigkeit sicherzustellen und Fehl-
investitionen zu vermeiden . 

6 .8 Bei Fördermaßnahmen mit Straßenverkehr ist die Ver-
kehrssicherheit zu auditieren . 

7 Verfahren 

7 .1 Förderprogramm 

7 .1 .1 Vorhaben, die gefördert werden sollen, sind in ein Pro-
gramm aufzunehmen: 

a) für einen Zeitraum von fünf Jahren (mittelfristiges 
ÖPNV-Programm) auf der Grundlage vorliegender 
Anmeldungen; 

b) für das folgende Haushaltsjahr (Jahresprogramm 
für den ÖPNV) auf der Grundlage des mittelfristi-
gen ÖPNV-Programms und der geprüften Anträge 
nach Nummer 7 .3 . 

 Die Erarbeitung der Entwürfe der Programme sowie 
deren Anpassung und Fortführung obliegt dem Landes-
amt für Bauen und Verkehr (LBV) . 

 Die Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg GmbH ist zu 
beteiligen . 

 Über die endgültige Einordnung von Maßnahmen in 
die Programme entscheidet das für Verkehr zuständige 
Ministerium . 

7 .1 .2 Mittelfristiges ÖPNV-Programm 

 In den Entwurf des mittelfristigen ÖPNV-Programms 
werden die positiv geprüften Anmeldungen aufgenom-
men . 

 Der Entwurf für das mittelfristige Programm ist jähr-
lich zum 30 . April für die darauffolgenden Jahre durch 
das LBV dem für Verkehr zuständigen Ministerium 
vorzulegen . Das Ministerium bestätigt das mittelfristi-
ge Programm bis zum 31 . Juli des jeweiligen Jahres . 

7 .1 .3 Jahresprogramm für den ÖPNV 

 In den Entwurf des Jahresprogramms werden die för-
derfähigen Maßnahmen nach ihrer Dringlichkeit und 
entsprechend dem vorgegebenen Finanzrahmen aufge-
nommen . 

 Maßnahmen in und zu den Zentralen Orten erhalten eine 
höhere Priorität hinsichtlich der Aufnahme in das För-
derprogramm . Dasselbe gilt für Regionale Wachs-
tumskerne, wenn die Relevanz der Maßnahme für die 
wirtschaftliche und/oder wissenschaftliche Entwicklung 
des Regionalen Wachstumskerns nachgewiesen wird . 

 Vorhaben, die nicht Bestandteil des bestätigten mittel-
fristigen Programms sind, bedürfen zur Aufnahme in 
das Jahresprogramm der gesonderten Zustimmung 
durch das für Verkehr zuständige Ministerium . 
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 Der Entwurf des Jahresprogramms für das folgende 
Haushaltsjahr ist ebenfalls bis zum 30 . Oktober jeden 
Jahres durch das LBV dem für Verkehr zuständigen Mi-
nisterium vorzulegen . 

7 .1 .4 Der Verfahrensablauf der Ausreichung von Zuwendun-
gen nach dieser Richtlinie ist in Anlage 3 dargestellt . 

7 .2 Anmeldeverfahren 

7 .2 .1 Die Anmeldung einer Maßnahme dient der mittelfristi-
gen Vorbereitung förderfähiger Investitionsmaßnah-
men . 

 Die Anmeldung erfolgt für alle Maßnahmen beim LBV . 

 Das LBV prüft, ob die Anmeldung die Voraussetzungen 
nach den Nummern 1 bis 3 sowie 4 .1, 4 .2 und 6 .7 dieser 
Richtlinie erfüllt . Trifft dies zu, nimmt das LBV die 
Maßnahme in den Entwurf des mittelfristigen Pro-
gramms auf . Nach Bestätigung des Entwurfs durch das 
für Verkehr zuständige Ministerium informiert das 
LBV den Anmelder über die Aufnahme in das mittel-
fristige ÖPNV-Programm, andernfalls erhält der An-
melder eine ablehnende Mitteilung . 

7 .2 .2 Der Anmelder meldet die Maßnahme in der Regel fünf 
Jahre im Voraus an . Die Anmeldung soll spätestens bis 
zum 1 . Januar des Jahres vorliegen, das dem Beginn der 
vorgesehenen Maßnahme vorausgeht . 

7 .2 .3 Die Anmeldung der Maßnahme unter Verwendung des 
Anmeldeformulars einschließlich der erforderlichen 
Anlagen (siehe Anlage 2) soll in einfacher Ausfertigung 
eingereicht werden . 

 Das Anmeldeformular ist beim LBV erhältlich oder im 
Internet (www .lbv .brandenburg .de) abrufbar . 

7 .3 Antragsverfahren und Antragsprüfung 

7 .3 .1 Zuwendungen werden nur auf Antrag gewährt . Anträge 
sind beim LBV zu stellen . Die notwendigen Formblät-
ter sind ebenfalls dort erhältlich oder können über das 
Internet abgerufen werden (www .lbv .brandenburg .de) . 

 Bei Fördermaßnahmen nach Nummer 7 .3 .3 geht dem 
Antrag vor Beginn der Bauplanung ein Antragsge-
spräch mit dem Ziel voraus, das weitere Verfahren und 
die Prüfungsschwerpunkte abzustimmen . Die Bewilli-
gungsbehörde kann nach eigenem Ermessen Verfah-
rensvereinfachungen zulassen, soweit das Regelverfah-
ren einen unverhältnismäßigen Aufwand bewirkt . 

 Bei den übrigen Maßnahmen kann vor Antragstellung 
ein Antragsgespräch geführt werden . 

7 .3 .2 Die Anträge einschließlich der erforderlichen Unterla-
gen gemäß Anlage 2 sind in der Regel in einfacher Aus-
fertigung, bei erforderlicher baufachlicher Prüfung ge-

mäß Nummer 7 .3 .3 in dreifacher Ausfertigung bis zum 
31 . März des Jahres, das dem vorgesehenen Beginn der 
Maßnahme vorausgeht, beim LBV einzureichen . 

7 .3 .3 Bei Fördermaßnahmen, bei denen die voraussichtliche 
Zuwendung 500 Tausend Euro übersteigt, werden Spar-
samkeit und Wirtschaftlichkeit von Planung und Kons-
truktion sowie die Angemessenheit der Kosten durch 
eine baufachliche Prüfung festgestellt . 

 Das LBV beteiligt die baufachliche Prüfstelle an der 
Antragsbearbeitung und veranlasst die erforderliche 
baufachliche Prüfung des Antrages . Die baufachliche 
Prüfung muss durch die zuständige staatliche Bauver-
waltung oder eine andere nach § 44 Absatz 2 LHO 
zugelassene Stelle erfolgen . Die baufachliche Prüfung 
wird grundsätzlich vor Beginn des Vorhabens durch-
geführt . 

7 .3 .4 Inhalt des Antrages 

 Dem Antrag für Investitionen nach Nummer 2 .1 sind 
unter Verwendung des Antragsformulars mindestens 
die in Anlage 2 aufgeführten Unterlagen (auch in elekt-
ronischer Form) beizufügen . 

 Dem Antrag für Planungsleistungen nach Nummer 2 .2 
ist eine ausführliche und konkrete Beschreibung für die 
zu fördernden Planungsleistungen beizufügen . 

7 .3 .5 Prüfung des Antrages 

 Die Prüfung des vollständigen Antrages erfolgt inner-
halb von drei Monaten durch das LBV . 

7 .4 Bewilligungsverfahren 

7 .4 .1 Bewilligungsbehörde für Maßnahmen, die aus Mitteln 
gemäß Regionalisierungs-, Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungs- oder Entflechtungsgesetz gefördert werden, ist 
das LBV . 

7 .4 .2 Zur Vermeidung einer Zuwendung, die die Gesamtaus-
gaben übersteigt, ist bei Vorhaben mit mehreren Zu-
wendungsgebern rechtzeitig ein Clearingverfahren mit 
den beteiligten Stellen durchzuführen, das die Bewilli-
gung, Kontrolle und Verwendungsnachweisprüfung 
durch eine Stelle sicherstellt . 

7 .4 .3 Die Bewilligungsbehörde entscheidet im Ergebnis der 
Antragsprüfungen gemäß Nummer 7 .3 sowie Bestäti-
gung der Maßnahmen im Jahresprogramm für den 
ÖPNV und erlässt Zuwendungsbescheide . 

7 .5 Auszahlung der Mittel/Rechnungslegung 
 
 Die Bewilligungsbehörde veranlasst die Auszahlung 

der bewilligten Mittel auf schriftliche Anforderung des 
Zuwendungsempfängers und nach Vorlage des entspre-
chenden Vergabenachweises . 
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7 .6 Nachweis der Verwendung 

 Der Zuwendungsempfänger hat die bestimmungsgemä-
ße Verwendung der Fördermittel nachzuweisen . 

 Hierzu ist der Bewilligungsbehörde ein Verwendungs-
nachweis (Formular) gemäß den Bestimmungen des 
Zuwendungsbescheides und nach den Allgemeinen Ne-
benbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförde-
rung an Gemeinden (GV) (ANBest-G) oder den Allge-
meinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur 
Projektförderung (ANBest-P) vorzulegen . Die Bau-
rechnung nach Nummer 6 ANBest-G oder nach Num-
mer 2 NBest-Bau ist zur Prüfung bereitzuhalten . 

 Für mehrjährige Vorhaben ist im außergemeindlichen 
Bereich ein jährlicher Zwischennachweis vorzulegen .

 Es gilt eine Aufbewahrungsfrist analog der Steuerge-
setzgebung beziehungsweise Nummer 6 .5 ANBest-P 
oder Nummer 7 .6 ANBest-G .

7 .7 Prüfung der Verwendung 

 Die baufachlich prüfende Stelle prüft den Verwen-
dungsnachweis bei Maßnahmen nach Nummer 7 .3 .3 
und leitet diesen anschließend mit einer baufachlichen 
Stellungnahme an die Bewilligungsbehörde weiter . 

 Über die Durchführung der Förderprogramme des 
vorausgegangenen Haushaltsjahres und über die erreich-
ten Ergebnisse ist dem für Verkehr zuständigen Minis-
terium durch das LBV bis zum 31 . März des Folgejah-
res Bericht zu erstatten . 

7 .8 Zu beachtende Vorschriften 

7 .8 .1 Für die Prüfung, Bewilligung, Auszahlung und Abrech-
nung der Zuwendungen sowie für den Nachweis und 
die Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls 
erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides, 
die Rückforderung der gewährten Zuwendung sowie 
Zinsansprüche gelten die Verwaltungsvorschriften zu 
§ 44 LHO, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichun-
gen zugelassen worden sind . 

 Die Nachhaltigkeit in den Dimensionen Ökonomie, 
Ökologie und Soziales ist nachzuweisen . 

7 .8 .2 Fördermaßnahmen nach dieser Richtlinie sind Subven-
tionen, deren missbräuchliche Inanspruchnahme nach 
dem Brandenburgischen Gesetz gegen den Missbrauch 
von Subventionen vom 11 . November 1996 (GVBl . I 
S . 306) geregelt ist . 

Anlage 1 
zur Anlage 2 zur KIP-Richtlinie des Ministeriums der Finan- 
zen vom 15. Dezember 2015

Zuwendungsfähige Ausgaben, Zweckbindungsfristen 

Abbruch 

Unter Abbruch/Rückbau versteht man die Beseitigung von 
Anlagen(teilen), die in unmittelbarem Zusammenhang mit ei-
nem zu fördernden Vorhaben stehen und dadurch eine Überbau-
ung durch die Maßnahme erfolgt . 

Ausgaben für Abbruch zählen zu den Bauausgaben . Bei erheb-
licher zeitlicher Differenz zwischen Abbruch/Rückbau und 
Baubeginn besteht die Möglichkeit, die entstehenden Ausgaben 
in die Zuwendungsfähigkeit mit einzubeziehen, wenn 

a) der Abbruch als vorzeitiger Baubeginn für förderungsunbe-
denklich erklärt wird; dies sollte aber nur dann geschehen, 
wenn die Ausgaben des Abbruchs tatsächlich erheblich 
sind; 

b) der Abbruch als Vorsorge- beziehungsweise Vorfinanzie-
rungsmaßnahme im Zusammenhang mit einem Vorhaben 
der städtebaulichen Erneuerung oder der Neuordnung der 
Erschließung anerkannt wurde; maßgeblich für die Defini-
tion des Vorhabenbeginns sind die Vorschriften der Landes-
haushaltsordnung . 

Ausgaben für die Entsorgung von nicht mehr verwendbaren 
Materialien sind zuwendungsfähig . Erlöse aus der Veräußerung 
von nicht mehr verwendbaren Materialien (für den vorgesehe-
nen Investitionszweck) sind von den zuwendungsfähigen Aus-
gaben abzusetzen . 

Abnahmekosten 

Ausgaben für bauaufsichtliche Abnahmen sind nicht gesondert 
zuwendungsfähig, weil sie zu den Planungskosten zu rechnen 
sind . 

Archäologische Begleitausgaben 

Nach § 6 des Brandenburgischen Denkmalschutzgesetzes kön-
nen abgegrenzte Flächen, die bekannte oder nach begründeter 
Vermutung Bodendenkmale von besonderer Bedeutung bergen, 
zu Grabungsschutzgebieten erklärt werden . Soweit in ein 
Denkmal eingegriffen wird, hat der Veranlasser des Eingriffs 
die Ausgaben zu tragen . Die in diesem Rahmen beim Vorhaben-
träger anfallenden erforderlichen Ausgaben sind zuwendungs-
fähig, soweit sie durch die ÖPNV-Maßnahme veranlasst und 
dringend erforderlich sind sowie keine Alternativen bestehen . 

Ausbaumaßnahmen 

Erfolgt eine Erweiterung von Verknüpfungsanlagen durch Er-
gänzung von Anlagen beziehungsweise Anlagenteilen ein-
schließlich Verkehrsflächen und eine Optimierung der Nutzbar-
keit oder eine Verbesserung des Verkehrswertes des Verkehrs- 
weges zum Beispiel durch eine Erhöhung der zulässigen Ge-
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schwindigkeit bei Eisenbahnstrecken, liegt ein zuwendungs- 
fähiger Ausbau vor . 

Ausgleichsflächen 

Voraussetzung für die Förderung von Ausgleichsmaßnahmen 
einschließlich Grunderwerb beziehungsweise Ausgleichsabga-
ben ist der Nachweis der Notwendigkeit und des Umfanges der 
Maßnahmen durch planungsrechtliche Festlegungen im Zu-
sammenhang mit der Schaffung des Baurechts . Sofern die Aus-
gleichsmaßnahmen auch ohne Grunderwerb durch Nutzungs-
vereinbarungen sichergestellt werden können (rentierliche, 
verbleibende wirtschaftliche Nutzung der Ausgleichsflächen, 
zum Beispiel Wald), ist die kostengünstigere Lösung zu wäh-
len . 

Ausgleichsmaßnahmen 

Siehe Ausgleichsflächen 

Bahnkörper 

Bei Investitionsmaßnahmen am Bahnkörper sollen vorrangig 
Altstoffe (zum Beispiel Schwellen, Schienen) eingebaut wer-
den, wenn ein gleichwertiges Ergebnis wie beim Einsatz von 
Neustoffen erreicht wird . 

Der Belastungsstopfgang gehört zur Herstellung der Oberbau-
anlage und ist somit zuwendungsfähig . 

Die Herstellung einer neuen Entwässerungsanlage beziehungs-
weise der Ersatz einer nicht mehr funktionstüchtigen Anlage  
ist zuwendungsfähig . Der Einbau einer Planumsschutzschicht 
(PSS)/Frostschutzschicht (FSS) gehört zu den zuwendungsfä-
higen Kosten des Bahnkörpers, wenn dieser zur wesentlichen 
Verbesserung der Sachanlage erforderlich ist . (Das trifft bei 
Längen > 100 Meter zu .) Die Wiederherstellung von Rangierer-
wegen ist dann zuwendungsfähig, wenn diese durch die Bau-
maßnahmen veranlasst wurde . 

Maßnahmen an Durchlässen gehören zu den zuwendungsfähi-
gen Ausgaben, wenn sie zur wesentlichen Verbesserung der 
Sachanlage, wie zum Beispiel der Erhöhung der Strecken- 
geschwindigkeit, erforderlich sind . 

Die zuwendungsfähigen Bauausgaben des Bahnkörpers sollten 
500 Tausend Euro je Kilometer Streckenlänge (Regionalnetz, 
eingleisig) nicht überschreiten . 

Bahnsteige 

An Zugangsstellen des SPNV sind sowohl die Errichtung neuer 
Bahnsteiganlagen als auch die Erweiterung vorhandener Bahn-
steige einschließlich der Anpassung des Niveaus der Bahnstei-
ge sowie die Bahnsteigausstattung zuwendungsfähig . 

Die zuwendungsfähigen Bauausgaben je Quadratmeter Bahn-
steigfläche sollten 1.000 Euro nicht überschreiten. 

Bahnsteigerschließung 

Zur Bahnsteigerschließung gehören Zuwegungen, Personen-

überführungen, Personentunnel, schienengleiche Übergänge 
(gegebenenfalls Bahnübergänge, Reisendensicherungsanlagen) 
und Aufzüge . 

Barrierefreiheit 

Zur angemessenen Berücksichtigung der Belange Behinderter 
sind die Ausgaben für Rampen an Zugangsstellen des SPNV 
grundsätzlich zuwendungsfähig . Aufzugsanlagen können auch 
neben Fahrtreppen zuwendungsfähig sein . Dies gilt auch für die 
Nachrüstung von Zugangsstellen . 

Bauausgaben 

Bei Baukosten sind Leistungen der Kostengruppen 100 bis 500 
und 610 entsprechend DIN 276 zuwendungsfähig, sofern sie 
für den Zuwendungszweck, die verkehrsgerechte und betriebs-
sichere Ausführung des Vorhabens nach den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik und den baurechtlichen Bestim-
mungen sowie für die wirtschaftliche und sparsame Durch- 
führung des Vorhabens erforderlich sind . 

Leistungen der Kostengruppe 700 entsprechend DIN 276 sind 
im Rahmen der Baukosten nicht zuwendungsfähig . Im Rahmen 
der Förderung der Planung, sofern diese nicht als Pauschale er-
folgt, sind Leistungen der Kostengruppen 713 und 721 bis 749 
entsprechend DIN 276 zuwendungsfähig . 

Die Bewilligungsbehörde kann bei Fördermaßnahmen von Un-
ternehmen der DB AG auch die Anlagen 4 .2 und 4 .3 des „AVP 
2007 - Handbuch für Dritte - Handbuch zur Antrags- und Ver-
wendungsprüfung des Eisenbahnbundesamtes“ anwenden . 

Beleuchtungsanlagen 

Beleuchtungsanlagen an Zugangsstellen des SPNV und an Ver-
knüpfungsanlagen und deren Zuwegung sind im notwendigen 
Umfang zuwendungsfähig . 

Bepflanzung 

Die erstmalige Bepflanzung und Begrünung einschließlich der 
Fertigstellungspflege nach DIN 18916 und DIN 18917 im Rah-
men der Maßnahme ist grundsätzlich zuwendungsfähig . Eine 
Kombination mit den erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen ist 
anzustreben. Entwicklungspflege ist nicht zuwendungsfähig, 
auch wenn sie im Zusammenhang mit der Erstellung beauftragt 
wurde . 

Bestandspläne/Bauwerksbücher 

Bestandspläne sind zuwendungsfähige Bauausgaben . Das be-
trifft die Ausgaben für 

- Bestandsvermessungen sowie erstmalige Erstellung von 
Bestandszeichnungen bei Bestandsaufnahmen von Ver-
kehrsanlagen und Ingenieurbauwerken (bei Bauabschluss) 

- Aufstellung der Bauwerksbücher 

- Aufstellung der Bestandspläne (bei Anfertigung der Be-
standsunterlagen für Ingenieurbauwerke) 
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Betriebserschwerniskosten 

Betriebserschwerniskosten des Vorhabenträgers selbst sind in 
keinem Fall zuwendungsfähig, daher auch keine Berücksichti-
gung eines Wertausgleichs; Betriebserschwerniskosten eines 
Dritten sind zuwendungsfähig, sofern nicht eine Abgeltung 
durch vertragliche Vereinbarungen erfolgt . 

Blindenleitstreifen 

Das nachträgliche Versehen von Zugangsstellen des SPNV mit 
Blindenleitstreifen ist zuwendungsfähig . Die Zuwendungs- 
fähigkeit erstreckt sich auch auf Leitstreifen im engeren Ein-
zugsbereich von Zugangsstellen, besonders von Zugängen zu 
unterirdischen Verkehrsanlagen . 

B+R-Anlagen 

Die Förderobergrenze bezieht sich auf die Anlagenfläche, die 
Zu- und Abgangsbereiche, Ersatzpflanzungen oder Ähnliches 
und wird für 

- B+R-Anlagen einschließlich Witterungsschutz in Freiflä-
chen auf 900 Euro 

- B+R-Anlagen als Parkhäuser (Hoch- und Tiefanlagen) auf 
1 .400 Euro 

zuwendungsfähige Bauausgaben (netto) je Stellplatz festgelegt . 
Grunderwerbsausgaben sind darin nicht eingeschlossen . Sie 
sind gesondert zu ermitteln . Für die Stellplätze sind ein Witte-
rungsschutz und eine Rahmenhalterung vorzusehen . 

Brand- und Wasserschutzanlagen 

Brand- und Wasserschutzanlagen sind, soweit sie im unmittel-
baren Zusammenhang mit der Maßnahme stehen, zuwendungs-
fähig . 

Brücken 

Geh- und Radwege auf Brücken sind zur Herstellung bezie-
hungsweise Erhaltung von Wegebeziehungen zuwendungs- 
fähig . 

Eisenbahnkreuzungsmaßnahmen 

a) Verwaltungskosten nach dem Eisenbahnkreuzungsgesetz 
(EKrG) 

 Die Verwaltungskosten bei EKrG-Maßnahmen sind mit der 
Planungskostenpauschale abgegolten . 

 Bei Einzelvorhaben nach §§ 3, 13 beträgt die Planungspau-
schale 10 vom Hundert . 

b) Kreuzungsbedingte Kosten nach EKrG und WaStrG 

 Die auf den Vorhabenträger entfallenden Anteile der kreu-
zungsbedingten Kosten bei Maßnahmen nach EKrG und 
Bundeswasserstraßengesetz (WaStrG) sind zuwendungs- 
fähig . 

c) Maßnahmen außerhalb des Geltungsbereiches des EKrG 

 Sofern eine nichtbundeseigene Eisenbahn Vorhabenträge-
rin ist, sind Maßnahmen zur Beseitigung von Bahnübergän-
gen zuwendungsfähig .

d) EKrG-Maßnahmen des SPNV im Zusammenhang mit Gü-
terverkehr 

 Sofern im Zuge des Ausbaus einer SPNV-Strecke Eisen-
bahninfrastruktur eines weiteren Eisenbahninfrastruktur- 
unternehmens (EIU), zum Beispiel Anlagen des Güterver-
kehrs, betroffen ist und dieses somit kreuzungsbeteiligt ist, 
sind die Anteile dieses EIU zuwendungsfähig . 

(Bei Maßnahmen nach EKrG können Baulastträger der kreu-
zenden Straße Zuwendungen nach Maßgabe der Richtlinie des 
Ministeriums für Infrastruktur und Raumordnung zur Verwen-
dung von Fördermitteln zur Verbesserung der Verkehrsverhält-
nisse der Gemeinden des Landes Brandenburg - Teil kommuna-
ler Straßenbau [Rili KStB Bbg] beantragen .) 

Elektrotechnische Anlagen 

Stationäre Unterwerke zur Bahnstromversorgung, Gleichrich-
terwerke und Abnehmeranlagen, die 15-kV-Speiseleitung, die 
Oberleitung, die Stromschiene, Anlagen zur Rückspeisung, 
Zentralschaltstellen zur Steuerung/Überwachung des 15-kV-
Oberleitungsnetzes und elektrische Weichenheizungsanlagen 
sind zuwendungsfähig . 

Empfangsgebäude 

Zuwendungsfähig sind Maßnahmen an Empfangsgebäuden, 
wenn sie der Verbesserung der Verkehrsverhältnisse des SPNV 
und des üÖPNV dienen, wirtschaftlich vertretbar sind und sich 
keine verkehrlich bessere Lösung anbietet . 

Entschädigungsleistungen 

Entschädigungsleistungen für Einwirkungen auf benachbarte 
Grundstücke zählen zu den zuwendungsfähigen Baukosten . 

Ersatzinvestitionen 

Eine Ersatzinvestition ist eine Investition, bei der vorhandene 
Investitionsobjekte durch neue ersetzt werden, und bedeutet zu-
meist eine Anlagenerneuerung . Ersatzinvestitionen umfassen 
reine Reinvestitionen zur Aufrechterhaltung der betrieblichen 
Leistungsfähigkeit und sind keine Neu-/Ausbaumaßnahmen, 
bei denen die betriebliche Leistungsfähigkeit erhöht wird . 

Ersatzmaßnahmen für durch das zuwendungsfähige Vorhaben 
untergehende Anlagen(teile) sind im notwendigen Umfang för-
derfähig, hierbei ist der Vorteilsausgleich zu berücksichtigen . 

Fahrgastbezogene Informations- und Vertriebssysteme 

Erprobte fahrgastbezogene Informations- und Vertriebssysteme 
auf Basis rechnergestützter Betriebsleitsysteme sind als Erst-
ausstattung im Zusammenhang mit Vorhaben der Nummer 2 
zuwendungsfähig . 
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Fahrscheinautomaten 

Ausgaben für die Wiederherstellung bereits in Betrieb genom-
mener zerstörter Automaten sind nicht zuwendungsfähig, da es 
sich bei der Wiederherstellung bereits um Unterhaltung han-
delt . 

Gelegenheitsverkehre 

Baumaßnahmen für Gelegenheitsverkehre, wie zum Beispiel 
Taxi und Reisebusse, sind nicht zuwendungsfähig . 

Die Nutzung von geförderten Anlagen durch Gelegenheitsver-
kehre ist jedoch nicht förderschädlich, solange sie die zweckge-
bundene Nutzung nicht behindern . 

Mehrausgaben, die aus einer Mitbenutzung herrühren, sind 
gleichfalls nicht zuwendungsfähig . 

Gepäckschließfächer 

Gepäckschließfächer sind im Rahmen von Serviceeinrichtun-
gen des ÖPNV an Verknüpfungspunkten im erforderlichen Um-
fang zuwendungsfähig . 

Grunderwerb 

Ausgaben für Grunderwerb und Grunderwerbsnebenkosten 
können bis zu 10 vom Hundert der zuwendungsfähigen Bau-
ausgaben als zuwendungsfähig anerkannt werden . 

Grunderneuerung 

Grunderneuerung ist - in Abgrenzung zur Wartung und Repara-
tur im Rahmen der Unterhaltung von Anlagen - die wesentliche 
Verbesserung des Gebrauchswerts ortsfester Verkehrsanlagen 
durch größere Instandsetzungen, Erneuerung oder Austausch 
einzelner oder mehrerer Komponenten . 

Kontaminierungen (Zuwendungsfähigkeit der Ausgaben) 

1 . Grundsatz: 

Den Baugrund stellt der Auftraggeber (= Projektträger), die 
Kostentragungspflicht liegt bei ihm. 

Der Auftraggeber - Projektträger - zeichnet gegenüber dem 
Auftragnehmer verantwortlich für den Grund und Boden, auf/
in dem gebaut wird. Er trägt das Risiko beim Auffinden von 
Kontaminierungen. Insofern ist er verpflichtet, die Zuwen-
dungsgeber über die möglichen Risiken umfassend zu infor-
mieren . Es liegt also in seiner Verantwortung, 

- sich bereits beim Erwerb von Grund und Boden bezie-
hungsweise bei Sicherung von Grunddienstbarkeiten ein 
Bild von der Situation zu machen, 

- im Rahmen der Baugrunduntersuchungen im Planungs-/
Vorbereitungsstadium die Situation bezüglich kontaminie-
render Stoffe zu erfassen und zu bewerten, 

- Planungsalternativen aufzuzeigen, die Eingriffe in konta-
minierte Bereiche vermeiden beziehungsweise minimieren, 

- erforderliche Sanierungsmaßnahmen zu planen und die zu-
gehörigen Ausgaben zu ermitteln, soweit sie zur Lösung 
der verkehrlichen Aufgabe erforderlich sind (Berücksichti-
gung im Finanzierungsantrag) . 

2 . Grundsatz 

Grundsätzlich besteht Regressanspruch gegenüber dem Grund-
eigentümer beziehungsweise dem Verursacher der Kontaminie-
rung . 

Der Projektträger hat zu prüfen, inwieweit ein Anspruch in der 
Kostentragungspflicht gegenüber Dritten besteht. Im Einzelfall 
ist zu prüfen, inwieweit aufgrund früherer rechtlicher Gegeben-
heiten die Sanierungspflicht unbillig oder nicht zumutbar ist. 

3 . Grundsatz 

Es ist zu unterscheiden zwischen Kontaminierung mit und ohne 
gesetzlich normierte Pflichten zum Einschreiten. 

Bei Kontaminierung mit Einschreitungspflicht (Gefahr für die 
Umwelt, insbesondere das Grundwasser) ist eine Sicherung 
oder Sanierung auch ohne die Baumaßnahme grundsätzlich er-
forderlich. Bei Kontaminierung ohne Einschreitungspflicht 
geht keine unmittelbare Gefahr für die Umwelt aus . Es sind kei-
ne direkten Sicherungs- oder Sanierungsmaßnahmen erforder-
lich . Ausgaben entstehen erst durch die „Zustandsstörung“ . 

4 . Grundsatz 

Ausgaben bei Kontaminierung mit Einschreitungspflicht sind 
grundsätzlich nicht zuwendungsfähig . 

Sofern die Sicherung/Sanierung des Bodens auch ohne Zu-
standsstörung durch die Baumaßnahme zwingend erforderlich 
ist, ist die Zuwendungsfähigkeit der insoweit entstehenden 
Ausgaben nicht gegeben .

5 . Grundsatz 

Ausgaben bei Kontaminierung ohne Einschreitungspflicht sind 
zuwendungsfähig, soweit Regressansprüche nicht realisiert 
werden können . 

Die Sanierung und Sicherung des Bodens wird erst als Folge 
der Baumaßnahme notwendig . Von daher können die Ausgaben 
- soweit Regressansprüche nachweislich nicht realisiert werden 
können - grundsätzlich den Bauausgaben zugerechnet und als 
zuwendungsfähig anerkannt werden .

Kiss+Ride-Anlagen 

Kiss+Ride-Anlagen zum Kurzzeitparken an Verknüpfungsanla-
gen sind zuwendungsfähig . 

Haltestellen des üÖPNV 

Werden Haltestellen im Rahmen von Omnibusbahnhöfen be-
ziehungsweise Verknüpfungsanlagen errichtet, so sind diese 
zuwendungsfähig . Siehe Zentrale Omnibusbahnhöfe . 
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Künstlerische Maßnahmen 

Ausgaben für die künstlerische Ausgestaltung sind nicht zu-
wendungsfähig . 

Lärmvorsorge/Lärmsanierung 

Maßnahmen der Lärmvorsorge sind im Zuge von Neubau- 
und Ausbaumaßnahmen nach den Erfordernissen der 16 . Ver-
ordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutz- 
gesetzes (Verkehrslärmschutzverordnung - 16 . BImSchV) 
grundsätzlich zuwendungsfähig . 

Passive Lärmschutzmaßnahmen gemäß der Verkehrswege-
schallschutz-Maßnahmenverordnung (24 . BImSchV) zählen zu 
den zuwendungsfähigen Ausgaben . 

Eine nachträgliche Lärmsanierung ist keine Neubau- oder 
Ausbaumaßnahme im Sinne dieser Richtlinie und damit  
nicht zuwendungsfähig. Eine verpflichtende bundesgesetzliche 
Rechtsgrundlage zur Lärmsanierung besteht nicht . Zuständig 
für notwendige Lärmschutzmaßnahmen ist der Baulastträger 
des jeweiligen Verkehrsweges . 

Leit- und Sicherungstechnik 

Es sind die für die Investitionsmaßnahme angemessenen Anla-
gen der Leit- und Sicherungstechnik nach dem Stand der Tech-
nik einschließlich notwendiger Zusammenhangsinvestitionen 
(Kabelleitungen, -kanäle, -erdverlegungen) zuwendungsfähig . 
Telekommunikationsleitungen sind in der Regel nicht zuwen-
dungsfähig . 

Leitungsverlegungen 

Ausgaben, die aufgrund der notwendigen Verlegung von Ver-
sorgungsleitungen im Zusammenhang mit dem geförderten 
Vorhaben entstehen, sind zuwendungsfähig . Entschädigungen, 
die aufgrund von zuwendungsfähigen Baumaßnahmen notwen-
dig werden, können nur an selbstständige Betriebe gewährt 
werden, für die keine Folgekostenpflicht besteht. Hierbei sind 
Konzessionsverträge der beteiligten Betriebe vom jeweiligen 
Zuwendungsgeber einer besonderen Prüfung zu unterziehen . 
Ein Vorteilsausgleich ist zu berücksichtigen . 

Lichtzeichenanlagen 

Lichtzeichenanlagen sind einschließlich der zugehörigen Steu-
erungsanlagen im Zusammenhang mit Maßnahmen an Bahn-
übergängen zuwendungsfähig . 

Mängelbeseitigung 

Mängelbeseitigung gehört noch zum Bau oder Ausbau, da der 
Bau oder Ausbau nicht als abgeschlossen angesehen werden 
kann, solange noch Mängel in der Ausführung bestehen . Durch 
Mängelbeseitigung zusätzlich entstehende Ausgaben, weil die 
bauausführende Firma in Konkurs gegangen ist oder aus ande-
ren Gründen nicht zur Gewährleistung herangezogen werden 
kann, sind zuwendungsfähig . 

Nachträge 

Bei der Abwicklung von Baumaßnahmen kann es zu Nachver-
gütungsforderungen des Auftragnehmers kommen . Sie können 
zum einen begründet sein in einer nicht eindeutigen Beschrei-
bung der auszuführenden Arbeiten oder auch in Arbeiten, deren 
Notwendigkeit sich erst später herausstellt . Üblicherweise wird 
eine Einigung in Nachtragsverhandlungen zwischen Auftrag-
nehmer und Auftraggeber angestrebt . Ist das Ergebnis eine An-
erkennung (eines Teils) der Nachvergütungsforderung, so sind 
diese Ausgaben in der Regel als zuwendungsfähig anzusehen . 

Ist in den Nachtragsverhandlungen keine Einigung zu erzielen, 
wird versucht, die Forderung auf dem Klageweg durchzuset-
zen . Kommt es zu einem Urteil, so können die entsprechenden 
Mehrausgaben bei einer Fördermaßnahme als zuwendungs- 
fähig angesehen werden . 

Zur Verkürzung des Klageverfahrens wird oft ein Vergleich an-
gestrebt . Die auf den Zuwendungsempfänger als Auftraggeber 
entfallenden Ausgabenanteile können dann aus verwaltungs-
ökonomischen Überlegungen ebenfalls als zuwendungsfähig 
betrachtet werden . 

Vor Abschluss des Vergleiches sollte die Bewilligungsbehörde 
beteiligt werden . 

Neubaumaßnahmen 

Durch eine Neubaumaßnahme wird fehlende leistungsfähige 
ÖPNV-Infrastruktur, die bisher an dem geplanten Standort 
nicht existiert, geschaffen . Durch sie sollen unter anderem De-
fizite im Bereich der Erreichbarkeit, Beschleunigung und Wirt-
schaftlichkeit verbessert werden . 

P+R-Anlagen 

Die Förderobergrenze bezieht sich auf die Anlagenfläche, die 
Zu- und Abgangsbereiche, Ersatzpflanzungen oder Ähnliches 
und wird auf 9 .000 Euro (netto) bei Kunstbauten und auf 
4 .500 Euro (netto) bei ebenerdigen Anlagen zuwendungsfähige 
Bauausgaben (einschließlich Grunderwerb) je Stellplatz fest-
gelegt . 

Im Rahmen der Antragstellung sind die Ergebnisse einer reprä-
sentativen Bedarfsermittlung durch Zählungen und bei Neu-
bauten durch ein anerkanntes Verfahren der Verkehrsplanung 
nachzuweisen . 

Parkstreifen 

Parkstreifen einschließlich notwendiger Gehwege sind zuwen-
dungsfähig, soweit sie Bestandteil einer Verknüpfungsanlage 
sind . Es bleibt dem Antragsteller überlassen, die lokal geeigne-
te Form (Längs-, Schräg- oder Senkrechtaufstellung) zu wäh-
len . 

Planungskostenpauschale 

Mit der Planungskostenpauschale sind sämtliche HOAI-Leis-
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tungen sowie die übrigen Baunebenkosten der Kostengrup-
pe 700 bei Kostengliederung entsprechend DIN 276, soweit 
diese Richtlinie nichts anderes bestimmt (siehe Bauausgaben), 
abgegolten . 

Planungsleistungen zur Vorbereitung von Investitionsent-
scheidungen gemäß Nummer 2.2 Buchstabe a 

Planungsleistungen zur Vorbereitung von Investitionsentschei-
dungen umfassen Machbarkeitsuntersuchungen einschließlich 
HOAI-Leistungen bis zur Leistungsphase 2 (unter anderem 
Nutzen-Kosten-Untersuchungen) in Abstimmung mit der Be-
willigungsbehörde .

Planungsleistungen für die unmittelbare Durchführung 
von Maßnahmen nach Nummer 2.1 gemäß Nummer 2.2 
Buchstabe b 

Wird die Planungsleistung als gesonderte Maßnahme zur Förde-
rung beantragt, so sind HOAI-Leistungen bis zur Leistungspha-
se 3 zuwendungsfähig . Darüber hinausgehende Leistungen sind 
gegenüber der Bewilligungsbehörde besonders zu begründen . 

Restflächen 

Werden beim Grunderwerb kleine, nicht nutzbare Restflächen 
mitgekauft, so sind die Ausgaben hierfür zuwendungsfähig . 

Rückbau 

siehe Abbruch 

Sanierung von Brückenbauwerken 

Die Sanierung von Brückenbauwerken in Form einer wesentli-
chen Verbesserung des Gebrauchswertes durch größere In-
standsetzung, Erneuerung oder Austausch einzelner oder meh-
rerer Komponenten im Sinne der Wiederherstellung einer 
vorhandenen ÖPNV-Verkehrsanlage nach deren Abnutzung 
dient der Erhaltung des ursprünglichen Verkehrswertes und ist 
für sich alleine nicht zuwendungsfähig . Stehen die Baumaß-
nahmen im Zusammenhang mit Neu-/Ausbaumaßnahmen, so 
sind diese jedoch zuwendungsfähig . 

Serviceanlagen 

Zu den zuwendungsfähigen Serviceanlagen gehören insbeson-
dere Notrufanlagen, Toiletten, Gepäckschließfächer im erfor-
derlichen Umfang . 

Schutzmaßnahmen nach Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) 

Schutzmaßnahmen nach Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) sind zuwendungsfähig, soweit die Umsetzung der 
geplanten Maßnahme diese erforderlich machen . 

Software 

Die Anschaffung neuer beziehungsweise zusätzlicher Software 
ist grundsätzlich nicht zuwendungsfähig . Zum Gerät zugehöri-

ge Software (zum Beispiel Bahnübergangsanlagen) kann im 
Rahmen einer Baumaßnahme gefördert werden . Bei der Einrei-
chung der Unterlagen zur Förderung ist eine Aufschlüsselung 
der einzelnen Ausgaben bezüglich der Software vorzunehmen . 

Umsatzsteuer 

Die Umsatzsteuer ist zuwendungsfähig, soweit diese nicht im 
Vorsteuerabzug absetzbar ist . 

Wiederherstellungsarbeiten 

Wiederherstellungsarbeiten (zum Beispiel bauliche Anlagen, 
Grünanlagen) sind unter Berücksichtigung eines möglichen 
Wertausgleichs zuwendungsfähig . 

Winterbaumaßnahmen 

Ausgaben für Winterbaumaßnahmen sind zuwendungsfähige 
Baukosten . 

Zentrale Omnibusbahnhöfe 

Beim Bau oder Ausbau von Zentralen Omnibusbahnhöfen sind 
als Förderobergrenze 

125 .000 Euro pro KOM-Stellplatz als zuwendungsfähige Bau-
ausgaben zugrunde zu legen . Darin sind die Ausgaben für 
Grunderwerb, Zufahrt und Witterungsschutz enthalten . 

Zweckbindungsfristen 

Zweckbindungsfristen richten sich nach den AfA-Tabellen des 
Bundesministeriums der Finanzen . Unterschiedliche Zweck-
bindungsfristen sind im Zuwendungsbescheid aufzuführen .

Anlage 2 
zur Anlage 2 zur KIP-Richtlinie des Ministeriums der Finan- 
zen vom 15. Dezember 2015

Anmelde- und Antragsunterlagen 

Anlagen zur Anmeldung 

1 Erläuterung der Maßnahme 

2 Darstellung der zu erwartenden Kosten (Kostenrahmen ent-
sprechend DIN 276) 

3 Übersichtsplan auf Grundlage einer topografischen Karte 

4 Maßnahmenplan 

5 Informationen zum Stand der Bauvorbereitung und zur Ab-
stimmung mit anderen verkehrlichen und städtebaulichen 
Maßnahmen 

6 Angaben über die zu erwartende Bauzeit 
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Anlagen zum Antrag auf Zuwendungen für Investitionen 
nach Nummer 2.1 

1 Etwaige Änderungen gegenüber der Anmeldung ein-
schließlich Erläuterung und Begründung; 

2 Prüffähige Projektunterlagen, Entwurfsplanung nach Leis-
tungsphase 3 HOAI 

a) Beschreibung der Maßnahme mit

- ausführlicher Darlegung der angestrebten verkehr-
lichen Bedeutung, 

- Angaben über die Situation der derzeit vorhande-
nen sowie geplanten Verkehrsanlagen und deren 
Kapazität (unter anderem stationäre Betriebsanla-
gen, Anzahl und Art der Fahrzeuge des ÖPNV, Zu-
gangsstellen, Linienführung, vorgesehene Ziele), 

- eine Darstellung nach den Nummern 4 .1 und 4 .2 
der Förderrichtlinie,

- ein Nutzungskonzept bei Bahnhofs- und anderen 
Gebäuden; 

 Bei schienengebundenem ÖPNV sind die gewählten 
technischen Maßnahmen zu begründen . 

b) Technischer Erläuterungsbericht mit Darstellung der 
funktionellen Anforderungen, genauer Beschreibung 
der Baumaßnahme und -ausführungsart sowie Beschaf-
fenheit des Baugrundes; 

 Übersichtsplan auf Grundlage einer topografischen 
Karte und zeichnerische Darstellung des Entwurfs, ins-
besondere 

- Lageplan, Längsschnitte, Regelquerschnitte 1 : 100/50,
- Sonderpläne 1 : 100 (Grundriss, Längsschnitt, Quer- 

schnitt),
- Pläne zur Darstellung besonderer Bauwerke,
- Detailzeichnungen, wenn besondere Anforderun-

gen erforderlich sind (zum Beispiel Barrierefreiheit 
im ÖPNV) oder im Sicherheitsbereich an Arbeits-
plätzen; 

c) Auszug aus der Flurkarte, Grunderwerbspläne und 
-verzeichnisse; 

d) Berechnung der Ausgaben mit einer Gliederung ent-
sprechend der DIN 276; 

e) Berechnungen über geplante Mengen (zum Beispiel 
Längen von Verkehrswegen, Flächen, Rauminhalten) - 
bei Hochbauten nach DIN 277; 

f) Bauzeitenplan, Finanzierungsplan (Finanzierungsmo-
dell und Nachweis der Sparsamkeit und Wirtschaftlich-
keit);

3 Angaben über die Vorbereitung des Vorhabens, insbesonde-
re über

a) den Stand des Grunderwerbs,

b) die planungsrechtlichen Voraussetzungen (zum Beispiel 
Bauleitplanung, Planfeststellung),

c) weitere erforderliche Genehmigungen (zum Beispiel 
Eisenbahnaufsicht) sowie

d) die Beteiligungsbereitschaft Dritter; 

4 Angaben zum vorgesehenen Vergabeverfahren; 

5 Stellungnahmen 

a) des zuständigen Behindertenverbandes beziehungswei-
se -beauftragten, 

b) bei Verknüpfungsmaßnahmen zusätzlich die Stellung-
nahme des Fachausschusses „Verkehr (Verknüpfungs- 
und Umsteigeanlagen)“ bei der Brandenburgischen Tech-
nischen Universität Cottbus - Senftenberg (BTU) über die 
Beurteilung der verkehrlich einwandfreien Lösung,

c) der VBB GmbH über die Beurteilung der ÖPNV-An-
bindung mit anderen Verkehrsträgern;

6 eine Wirtschaftlichkeits- und Folgekostenberechnung in 
besonders begründeten Fällen; 

7 bei baufachlicher Prüfung gegebenenfalls weitere Unterla-
gen gemäß Informationsblatt des Brandenburgischen Lan-
desbetriebes für Liegenschaften und Bauen . 

Die Bewilligungsbehörde kann weitere Unterlagen, die zur 
Feststellung der zuwendungsfähigen Ausgaben oder generell 
zur Beurteilung einer Maßnahme erforderlich sind, beim An-
tragsteller nachfordern, insbesondere die wirtschaftliche Lage 
des Vorhabenträgers sowie dessen wirtschaftliche Verhältnisse 
betreffend, sofern dies zur Sicherung der Dauer der Zweckbin-
dung erforderlich erscheint . 
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Anlage 3 
zur Anlage 2 zur KIP-Richtlinie des Ministeriums der Finanzen vom 15. Dezember 2015
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Anlage 3 zur KIP-Richtlinie des Ministeriums der Finanzen 
vom 15. Dezember 2015 

Richtlinie 
zur Förderung des Aufbaus und des Erhalts 

der Feuerwehrinfrastruktur sowie der Erhöhung 
der Leistungsfähigkeit und Einsatzbereitschaft 

der Feuerwehren (außerhalb LEADER)

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

 Das Land Brandenburg gewährt auf der Grundlage des 
Haushaltsgesetzes 2015/2016 nach Maßgabe der KIP-
Richtlinie des Ministeriums der Finanzen in Verbin-
dung mit dieser Anlage der genannten Richtlinie und 
nach Maßgabe der Verwaltungsvorschriften zu § 44 der 
Landeshaushaltsordnung (LHO) den Trägern des örtli-
chen Brandschutzes und der örtlichen Hilfeleistung im 
Sinne des § 2 Absatz 1 Nummer 1 des Brandenburgischen 
Brand- und Katastrophenschutzgesetzes (BbgBKG) Zu-
wendungen für den Bau und Erhalt von Feuerwehrhäu-
sern zur Förderung der Feuerwehrinfrastruktur . Es sol-
len den Zuwendungsempfängern, die für den ab- 
wehrenden Brandschutz im Sinne des § 1 Absatz 1 
Nummer 1 in Verbindung mit § 2 Absatz 1 Nummer 1 
BbgBKG zuständig sind, die notwendigen Baumaßnah-
men ermöglicht werden .

 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der 
Zuwendung besteht nicht . Vielmehr entscheidet die Be-
willigungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Er-
messens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel .

2 Gegenstand der Förderung

2 .1 Förderfähige Maßnahmen

 Gefördert werden der Neubau, die Erweiterung, der 
Ausbau und der Umbau eines Feuerwehrhauses sowie 
der Umbau eines Gebäudes zu einem Feuerwehrhaus . 

2 .2 Nicht förderfähige Maßnahmen

 Nicht zuwendungsfähig sind Ausgaben für den Erwerb 
eines Grundstücks, eines Gebäudes zum Zweck des 
Umbaus in ein Feuerwehrhaus, Ausgaben für die Er-
richtung von Wohnungen in Feuerwehrhäusern sowie 
für die Instandsetzung, Unterhaltung und Wartung von 
Feuerwehrhäusern sowie Leitungs- und Anschluss- 
gebühren . Finanzielle Kosten für Personal und Stellen 
sind ebenfalls nicht zuwendungsfähig . 

3 Zuwendungsempfänger

 Antragsberechtigt sind die Träger des örtlichen Brand-
schutzes und der örtlichen Hilfeleistung, die nicht be-
reits andere Fördermittel des Landes Brandenburg oder 
anderer Institutionen für denselben Zweck, zum Bei-
spiel EPLR/Leader, erhalten .

 Zuwendungsempfänger können auch zwei oder mehre-
re Träger des örtlichen Brandschutzes und der örtlichen 
Hilfeleistung sein, die im Weg der interkommunalen 
Zusammenarbeit eine Baumaßnahme für ein gemeinsa-
mes Feuerwehrhaus beantragen und zu diesem Zweck 
keine anderen Zuwendungen des Landes Brandenburg 
oder anderer Institutionen erhalten .

4 Zuwendungsvoraussetzungen

4 .1 Die Maßnahmen müssen geeignet sein, die Leistungs-
fähigkeit der Feuerwehr aufrechtzuerhalten oder zu 
verbessern; sie müssen ferner fachlich notwendig und 
wirtschaftlich sein . Bei den Baumaßnahmen ist auch 
die Ausstattung anderer Feuerwehren des örtlichen Trä-
gers des Brandschutzes und der örtlichen Hilfeleistung 
sowie von benachbarten Feuerwehren zu berücksichti-
gen .

4 .2 Beim Nachweis der Notwendigkeit einer Baumaßnah-
me sind der gegenwärtige bauliche Zustand des Feuer-
wehrhauses, vorhandene Räumlichkeiten und deren 
Raumgrößen, Auflagen der Feuerwehr-Unfallkasse zu 
Veränderungen sowie gegebenenfalls ein Raumpro-
gramm entsprechend der Struktur der Feuerwehr darzu-
legen .

4 .3 Bei dem Neubau eines Feuerwehrhauses muss das für 
die Bebauung vorgesehene Grundstück nach öffentlich-
rechtlichen Vorschriften bebaubar sein . Der Zuwen-
dungsempfänger muss Eigentümer oder Erbbauberech-
tigter des Grundstücks mit einer Laufzeit des Pacht- 
vertrages von mindestens noch 25 Jahren sein . Das 
Grundstück muss ortsüblich erschlossen sein, über eine 
gesicherte Verkehrsanbindung zu öffentlichen Straßen 
und Plätzen verfügen, eine schnelle Erreichbarkeit des 
Feuerwehrhauses durch die Einsatzkräfte gewährleis-
ten sowie Erweiterungsmöglichkeiten des Feuerwehr-
hauses ermöglichen .

4 .4 Bei der Planung und Ausführung von Feuerwehrhäu-
sern sind die technischen Baubestimmungen, einschlä-
gigen Unfallvorschriften sowie die in der DIN 14092 
Teil 1, 3 und 7 enthaltenen Festlegungen zur Sicherheit 
zu beachten . Für die Planung wird zudem empfohlen, 
auch die übrigen fachlichen Inhalte der DIN 14092 
Teil 1, 3 und 7 zugrunde zu legen .

4 .5 Zuwendungen zur Projektförderung dürfen nur für sol-
che Vorhaben bewilligt werden, die noch nicht begon-
nen worden sind (vgl . Nummer 1 .3 der Verwaltungs-
vorschriften für Zuwendungen an Gemeinden - VVG -  
zu § 44 der Landeshaushaltsordnung) .

4 .6 Die mit der Zuwendungsgewährung verbundenen Fol-
gekosten sind durch den Zuwendungsempfänger zu tra-
gen . Bei den Zuschüssen im Investitionsbereich muss 
der Zuwendungsempfänger auch in finanzieller Hin-
sicht die Gewähr für eine ordnungsgemäße Verwen-
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dung, Unterhaltung, Versicherung, Wartung und Repa-
ratur bieten .

5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5 .1 Zuwendungsart: Projektförderung

5.2 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung

5 .3 Form der Zuwendung: Nicht rückzahlbare Zuwendung

5 .4 Bemessungsgrundlage

5 .4 .1 Zuwendungsfähig sind Investitionen in die unter Num-
mer 2 .1 dargestellten Maßnahmen . Bei der Förderung 
von Hochbaumaßnahmen sind die Kostengruppen der 
DIN 276 der Bemessung zugrunde zu legen .

5 .4 .2 Der Höchstfördersatz beträgt nicht mehr als 60 Prozent 
der zuwendungsfähigen Gesamtkosten . Der Zuwen-
dungsempfänger hat einen Eigenanteil von mindestens 
40 Prozent bereitzustellen . Kostensteigerungen sind der 
Bewilligungsbehörde unverzüglich mitzuteilen . Die 
Bewilligungsbehörde entscheidet über die Kostenver-
teilung und legt gegebenenfalls eine Höchstgrenze fest .

5 .4 .3 Bei Baumaßnahmen können unentgeltliche Arbeitsleis-
tungen des Zuwendungsempfängers als Eigenanteil an 
der Finanzierung anerkannt werden, soweit diese im 
Finanzierungsplan ausgewiesen werden . Der Umfang 
der unbaren Eigenleistungen ist durch die Berechnung 
des bauleitenden Architekten nachzuweisen beziehungs-
weise durch einen Bausachverständigen zu bestätigen . 
Der Zuwendungsempfänger hat sich schriftlich zu ver-
pflichten, die Leistungen zu erbringen und diese durch 
Stundenbelege nachzuweisen . Die unbaren Eigenleis-
tungen können maximal bis zu 8,50 Euro pro Arbeits-
stunde anerkannt werden . Bezogen auf den Gesamt- 
umfang der Maßnahme können diese Eigenleistungen 
bis zu einer Höhe von 30 Prozent der zuwendungsfähi-
gen Aufwendungen angerechnet werden .

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

 Die Zweckbindungsfrist für Feuerwehrhäuser beträgt 
25 Jahre .

7 Verfahren

7 .1 Antragsverfahren

7 .1 .1 Die Träger des örtlichen Brandschutzes und der örtli-
chen Hilfeleistung reichen ihren Antrag einschließlich 
aller erforderlichen Antragsunterlagen bei der Bewilli-
gungsbehörde ein . 

7 .1 .2 Dem Zuwendungsantrag (Muster Anlage*) sind zwin-
gend ein Übersichtsplan (Maßstab 1 : 5 000), ein Lage-
plan (Maßstab 1 : 1 000) sowie Baupläne, aus denen 

* Wird im Amtsblatt nicht veröffentlicht .

 sich Art und Umfang des Bauvorhabens nachprüfbar 
ergeben (Grundrisse, Ansichten, Schnitte) beizufügen . 
Die nötigen Formblätter können beim Ministerium des 
Innern und für Kommunales angefordert werden .

7 .1 .3 Darüber hinaus sind Stellungnahmen der Feuerwehr-
Unfallkasse sowie des zuständigen Landkreises einzu-
reichen . 

7 .2 Bewilligungsverfahren

7 .2 .1 Im Bewilligungsverfahren ist die Investitionsbank des 
Landes Brandenburg (ILB) die Bewilligungsbehörde .

7 .2 .2 Die Bewilligungsbehörde unterrichtet das für Brand-
schutz zuständige Ministerium über die Anträge und 
übermittelt die Antragsunterlagen zur fachlichen Stel-
lungnahme . Zur Vorbereitung seiner abschließenden 
Stellungnahme bittet das für Brandschutz zuständige 
Ministerium den Landesfeuerwehrverband Branden-
burg e . V . und den Landesbranddirektor um ihre fachli-
chen Stellungnahmen . VVG Nr . 6 zu § 44 LHO ist zu 
beachten .

7 .2 .3 Die Bewilligungsbehörde unterrichtet das für Brand-
schutz zuständige Ministerium über die Antragsent-
scheidung . Bei der Mittelvergabe ist die regionale Aus-
gewogenheit zu beachten .

7 .2 .4 Bei Baumaßnahmen sind die VVG Nr . 6 zu § 44 LHO 
zu beachten .

7 .3 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

 Die Auszahlung der Zuwendung ist bei der Bewilli-
gungsbehörde entsprechend den Vorgaben des Zuwen-
dungsbescheides sowie VVG Nr . 7 zu § 44 LHO abzu-
rufen, und zwar in Höhe von

 
35 Prozent nach Vergabe des Rohbauauftrages, bei 
Erweiterung, Ausbau oder Umbau nach der Ein-
richtung der Baustelle und dem Beginn der Arbei-
ten;

35 Prozent nach Anzeige bei Rohbaufertigstellung, 
bei Erweiterung, Ausbau oder Umbau bei Baufort-
schritt von 50 Prozent der Gesamtmaßnahme; 

20 Prozent nach Anzeige der abschließenden Fer-
tigstellung der genehmigten baulichen Anlagen und

10 Prozent nach Vorlage des Verwendungsnachwei-
ses . 

 Bei der ersten Auszahlungsrate ist die Auftragsvergabe 
durch eine Kopie des entsprechenden Vertrages nach-
zuweisen, bei der zweiten und dritten Auszahlungsrate 
ist jeweils das Protokoll der unteren Bauaufsichts- 
behörde, soweit dies nach der Brandenburgischen Bau-
ordnung erforderlich ist, ansonsten eine rechtsverbind-
liche Erklärung des Zuwendungsempfängers über den 
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entsprechenden Baufortschritt vorzulegen, bei der vier-
ten Auszahlungsrate sind der Verwendungsnachweis 
unter Angabe der Gesamtkosten der Baumaßnahme und 
die entsprechenden Rechnungen vorzulegen .

7 .4 Verwendungsnachweisverfahren

 Die Verwendung der Zuwendung ist vom Zuwendungs-
empfänger nach Maßgabe des Zuwendungsbescheides 
fristgemäß nachzuweisen . Die Nummer 7 der Anlage 
(ANBest-G) zu VVG Nr . 5 .1 zu § 44 LHO ist zu beach-
ten .

 Die Bewilligungsbehörde übermittelt den Verwen-
dungsnachweis zur Stellungnahme dem für Brand-
schutz zuständigen Ministerium, welches Stellungnah-
men des Landesfeuerwehrverbandes Brandenburg e . V . 
und des Landesbranddirektors einholt .

Anlage 4 zur KIP-Richtlinie des Ministeriums der Finanzen 
vom 15. Dezember 2015 

Richtlinie zur Förderung 
von vereinseigenen und gepachteten Sportstätten 
im Rahmen des Sportinfrastrukturprogramms 

(außerhalb LEADER)

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

 Das Land Brandenburg gewährt auf der Grundlage des 
Haushaltsgesetzes 2015/2016 nach Maßgabe der KIP-
Richtlinie des Ministeriums der Finanzen in Verbin-
dung mit dieser Anlage der genannten Richtlinie und 
nach Maßgabe der Verwaltungsvorschriften zu § 44 der 
Landeshaushaltsordnung (LHO) Zuwendungen in 
Form von Zuschüssen (nicht rückzahlbare Leistung) für 
Baumaßnahmen an vereinseigenen beziehungsweise 
gepachteten Sportanlagen und Vereinsräumen sowie 
kommunalen Sportstätten . Die Maßnahmen unterstüt-
zen die kommunale Freizeit- und Sportinfrastruktur im 
Land Brandenburg zur Sicherstellung der Freizeitbe-
dürfnisse der Bürgerinnen und Bürger .

 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der 
Zuwendung besteht nicht . Vielmehr entscheidet die Be-
willigungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Er-
messens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel .

2 Gegenstand der Förderung

2 .1 Förderfähige Maßnahmen

 Gefördert werden: 

- Neu- und Erweiterungsbauten bei nachgewiesenem 
Bedarf (Gebäude und Freianlagen);

- Instandsetzungen, die der Wiederherstellung und 
der Verbesserung der Sportnutzung der Gebäude 

und Anlagen dienen oder die Ausübung einer be-
stimmten Sportart erst ermöglichen;

- Modernisierungen und Umbauten bestehender Ge-
bäude und Anlagen, wie unter anderem neue Hei-
zungsanlagen, Sanitäreinrichtungen, Fenster, Wär-
medämmungen;

- Maßnahmen an Sportanlagen und ergänzenden 
Einrichtungen für die Einhaltung und Verbesserung 
des Umwelt- und Naturschutzes;

- Maßnahmen für den barrierefreien Ausbau von 
Sportanlagen und ergänzenden Einrichtungen;

- Neubau und Erweiterung von Sportstätten bei Ka-
pazitätsengpässen;

- Planungsleistungen sowie Grund- und Erstausstat-
tungen im Zusammenhang mit einer Baumaßnah-
me im Rahmen der Gesamtkosten .

 Sportstätten sollen in der Regel in Abmessungen, Glie-
derung und Ausstattungen den Wettkampfbestimmun-
gen der Sportfachverbände sowie den DIN- und Europa- 
normen und sonstigen Richtlinien für den Sport- 
stättenbau entsprechen . In besonders begründeten Fäl-
len sind Ausnahmen zugelassen .

2 .2 Nicht förderfähige Maßnahmen

 Eine Förderung ist ausgeschlossen für:

- im Rahmen der LEADER-Richtlinie förderbare 
Vorhaben des ländlichen Raums;

- Vorhaben, deren Gesamtkosten bis zu 10 000 Euro 
betragen (Bagatellgrenze);

- wirtschaftlich genutzte Räume und Anlagen;

- Schönheitsreparaturen und Reparaturen im Rah-
men der laufenden Instandhaltung;

- Zugangswege, Parkflächen, Wohnungen, Garagen, 
Stützmauern (soweit nicht funktionell erforder-
lich), Zuschaueranlagen, Frühjahrsinstandsetzun-
gen;

- Aufwendungen für Grunderwerb, Miete, Pacht oder 
andere aus den Nutzungsverträgen hervorgehende 
finanzielle Verpflichtungen sowie Betriebskosten 
und Raumausstattungen;

- Sportstätten, die ausschließlich oder überwiegend 
dem bezahlten Sport dienen oder gewerbsmäßig be-
trieben werden .

3 Zuwendungsempfänger

 Antragsberechtigt sind der Landessportbund Branden-
burg e . V . (LSB) und Kommunen des Landes Branden-
burg (außerhalb LEADER) .
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4 Zuwendungsvoraussetzungen

4 .1 Förderfähig sind nur Maßnahmen, bei denen ein sport-
fachlicher Bedarf vorliegt .

 Zuwendungen werden nur für solche Zuwendungs- 
empfänger ausgereicht, die in der Lage sind, die Ver-
wendung der Mittel bestimmungsgemäß nachzuweisen . 
Der Empfänger muss auch in finanzieller Hinsicht die 
Gewähr für eine ordnungsgemäße Errichtung, Verwen-
dung und Unterhaltung der Anlagen bieten . Zuwendun-
gen für Vorhaben, deren Gesamtfinanzierung nicht ge-
sichert ist, sind unzulässig .

4 .2 Zuwendungen zur Projektförderung dürfen nur für sol-
che Vorhaben bewilligt werden, die gemäß VV Nr . 1 .3 
zu § 44 LHO noch nicht begonnen worden sind . Die 
Bewilligungsbehörde kann im Einzelfall Ausnahmen zu-
lassen .

4 .3 Neu-, Um- und Erweiterungsbauten können nur geför-
dert werden, wenn sie bauordnungs- und bauplanungs-
rechtlich genehmigungsfähig sind . Entsprechende Ge-
nehmigungen sind vorzulegen beziehungsweise der 
Stand des Verfahrens ist mit der Antragstellung darzu-
stellen .

4 .4 Zur Sicherung eines etwaigen Erstattungsanspruches 
ist ab einer Förderung in Höhe von 100 000 Euro zu-
gunsten des Landes eine brieflose Grundschuld in Höhe 
des aus Landesmitteln bewilligten Beitrages zu bestel-
len und grundbuchamtlich einzutragen, sofern sich das 
Grundstück nicht im Eigentum einer Gebietskörper-
schaft befindet. In Ausnahmefällen ist statt der Bestel-
lung einer Grundschuld auch das Beibringen einer für 
die Zeit der Bindung bestehenden selbstschuldneri-
schen Bürgschaft einer deutschen Großbank in Höhe 
des aus Landesmitteln bewilligten Betrages möglich .

5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5 .1 Zuwendungsart: Projektförderung

5.2 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung

5 .3 Form der Zuwendung: Zuschuss beziehungsweise Zu-
weisung

5 .4 Bemessungsgrundlage

5 .4 .1 Der Fördersatz beträgt 75 Prozent der zuwendungsfähi-
gen Gesamtkosten . Der Zuwendungsempfänger hat ei-
nen Eigenanteil von 25 Prozent bereitzustellen . Kosten-
steigerungen sind der Bewilligungsbehörde unverzüg- 
lich mitzuteilen .

5 .4 .2 Die zuwendungsfähigen Gesamtkosten werden auf der 
Grundlage der jeweiligen Bedarfssituation, des vorzu-
legenden Raumprogrammes und der Kostenberech-
nung im Einzelfall festgelegt . 

 Für die Planung von Sportanlagen sind die einschlä- 
gigen DIN- und Europanormen, insbesondere die 
DIN 18032 „Sporthallen - Hallen und Räume für Sport 
und Mehrzwecknutzung“ und die DIN 18035 „Sport-
plätze“ zu berücksichtigen . Für die Ermittlung der zu-
wendungsfähigen Ausgaben ist eine Kostenrechnung 
nach DIN 276 vorzulegen .

5 .4 .3 Als Bemessungsgrundlage für die Ermittlung der zu-
wendungsfähigen Ausgaben werden folgende Kosten-
gruppen (KGr) nach DIN 276 zugrunde gelegt:

KGr 200 Herrichten und Erschließen ohne 
 KGr  220 Öffentliche Erschließung

KGr 300 Bauwerk - Konstruktion

KGr 400 Bauwerk - Technische Anlagen

KGr 500 Außenanlagen

KGr 600 Ausstattung ohne 
 KGr  610 Kunstwerke

KGr 700 Baunebenkosten ohne
 KGr 710 Bauherrenaufgaben 
 KGr 725 Wettbewerbe
 KGr  750 Kunst
 KGr 760 Finanzierung
 KGr 770 Allgemeine Baunebenkosten
 KGr  790 Sonstige Baunebenkosten

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

 Die geförderten Sportstätten unterliegen einer Zweck-
bindung . Diese beginnt mit der Inbetriebnahme des ge-
förderten Vorhabens . Sie endet bei der Anschaffung von 
beweglichen Wirtschaftsgütern bis zu 410 Euro (netto) 
nach zwei Jahren, über 410 Euro (netto) nach fünf Jah-
ren, bei Modernisierungs-, Umbau- und Sanierungs-
maßnahmen nach zehn Jahren sowie bei Neubaumaß-
nahmen 25 Jahre nach dem Ende des Durchführungs- 
zeitraumes . Die Verwendung der Gegenstände inner-
halb der vorgenannten Zeiträume für andere Zwecke 
bedarf der vorherigen Zustimmung durch die Bewilli-
gungsbehörde . Sollte die Anlage vorher aufgegeben 
oder einer anderen Nutzung zugeführt werden, ist die 
Zuwendung unter Berücksichtigung der jährlichen Ab-
schreibung zurückzuzahlen, soweit die Gründe vom 
Zuwendungsempfänger zu vertreten sind . Nach Ablauf 
der Fristen kann über die Gegenstände frei verfügt wer-
den . Die Zweckbindung ist dem Letztempfänger im 
privatrechtlichen Vertrag aufzuerlegen .

7 Verfahren

7 .1 Antragsverfahren

 Anträge auf Gewährung einer Zuwendung sind laufend 
ohne Fristen in zweifacher Ausfertigung an das Minis-
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terium für Bildung, Jugend und Sport (MBJS) zu rich-
ten . Dem Antrag sind 

a) bei kommunalen Antragstellern und 
b)  bei Antragstellungen durch den LSB 

 folgende Nachweise und eine zusammenfassende An-
tragsbegründung beizufügen .

Zu a) 

(siehe Antragsformular* zur Förderung von Sportstät-
ten des Landes Brandenburg) 

Finanz- und hauswirtschaftliche Auswirkungen

- Inhaltliche Beschreibung und Erläuterung des Vor-
habens (Beschreibung Ziele und Inhalte des Pro-
jekts, seines Nutzers, Dringlichkeit der Durchfüh-
rung, zu erwartende Folgekosten und anderes)

- Vorgesehene Organisations- und Ablaufplanung 
(Projektstruktur, -organisation, -dauer; Zeitplan für 
die Durchführung - Maßnahmebeginn und Maß-
nahmeende und anderes)

Begründung

- Zur Notwendigkeit der Maßnahme (Raumbedarf, 
Standort, Konzeption, Ziel und anderes)

- Besonderes Landesinteresse
- Besonderes Interesse für das MBJS

Anlagen

- Haushaltsunterlagen (EW-Bau)
- (Erläuterungsbericht, Bauzeiten- und Finanzierungs-

plan, Raumprogramm, Kostenberechnung nach 
DIN 276, Stand der erforderlichen Genehmigun-
gen, Darstellung Eigentumsverhältnisse, städtischer 
Übersichtsplan, Lageplan, Baupläne M 1 : 100/
Grundrisse, Hauptansichten, Schnitte) 

Zu b) 

Antragsformular und Projektliste der Einzelvorhaben 

7 .2 Bewilligungsverfahren

7 .2 .1 Das Ministerium für Bildung, Jugend und Sport (MBJS) 
ist im Bewilligungsverfahren die Bewilligungsbehörde . 
Bei der Förderung von Vereinsvorhaben ist der LSB die 
Bewilligungsstelle für die Sportvereine .

7 .2 .2 Die Bewilligungsstelle beschließt die Vergabe der Mit-
tel und legt die Projektliste dem für Sport zuständigen 
Ministerium des Landes Brandenburg zur Bestätigung 
vor .

* Wird im Amtsblatt nicht veröffentlicht .

7.2.3 Mit der Zuwendung muss die Gesamtfinanzierung des 
Vorhabens gesichert sein . Die Bildung in sich abge-
schlossener und funktionsfähiger Bauabschnitte ist zu-
lässig .

7 .2 .4 Die Bewilligung der Fördermittel sowie die Auszah-
lung ist gemäß VV Nr . 12 .5 zu § 44 LHO durch einen 
privatrechtlichen Vertrag zu regeln .

7 .2 .5 Bei Baumaßnahmen sind die VVG Nr . 6 zu § 44 LHO 
zu beachten . 

 Bei Vorhaben unter 500 000 Euro Zuwendung sollte 
durch den Antragsteller die baufachliche Prüfung und 
Stellungnahme durch die bautechnische Dienststelle 
der Gemeinde eingeholt werden .

 Bei Vorhaben ab 500 000 Euro wird die baufachliche 
Prüfung durch das für Sport zuständige Ministerium 
des Landes Brandenburg veranlasst .

7 .3 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

 Die Auszahlung der Zuwendung ist bei der Bewilli-
gungsbehörde entsprechend den Vorgaben des Zuwen-
dungsbescheides sowie VV Nr . 7 zu § 44 LHO abzuru-
fen . 

7 .4 Verwendungsnachweisverfahren

 Die Verwendung der Zuwendung ist vom Zuwendungs-
empfänger nach Maßgabe des Zuwendungsbescheides 
fristgemäß nachzuweisen . Die Nummer 6 beziehungs-
weise 7 der Anlage (ANBest-P/ANBest-G) zu VV 
Nr . 5 .1 zu § 44 LHO ist zu beachten .

Errichtung der 
„Stiftung Gedenkstätte Lindenstraße“

Bekanntmachung 
des Ministeriums des Innern und für Kommunales 

Vom 22 . Dezember 2015

Auf Grund des § 13 des Stiftungsgesetzes für das Land Bran-
denburg (StiftGBbg) vom 20 . April 2004 (GVBl . I S . 150) wird 
hiermit die Anerkennung der „Stiftung Gedenkstätte Linden-
straße“ mit Sitz in Potsdam als rechtsfähig öffentlich bekannt 
gemacht .

Die Stiftung dient der Förderung des Andenkens an Verfolgte 
der NS-Diktatur, der sowjetischen Besatzungsherrschaft und 
der SED-Diktatur, der Förderung politisch-historischer Bildung 
und der Förderung von Wissenschaft und Forschung . Sie ver-
folgt vor allem das Ziel, die Geschichte der NS-Diktatur, der 
sowjetischen Besatzungsherrschaft und der SED-Diktatur und 
ihrer Opfer zu erforschen und zu dokumentieren, den Einsatz 
für Freiheit und Menschenrechte sowie die Überwindung der 
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SED-Diktatur biografisch zu veranschaulichen und zu würdi-
gen und das Gedenken an das menschliche Leid der Verfolgten 
wach zu erhalten . Sie verwirklicht ihren Zweck insbesondere 
durch die Förderung der Gedenkstätte in der Lindenstraße 54/55 
in Potsdam durch finanzielle Zuwendungen zu den Betriebs-
kosten der Gedenkstätte als Ort der Erinnerung und des Geden-
kens und als Bildungseinrichtung, soweit und solange diese von 
einer juristischen Person des öffentlichen Rechts oder einer als 
steuerbegünstigt anerkannten privatrechtlichen Körperschaft 
betrieben wird .

Die Stiftung kann, soweit hierfür ausreichend Mittel zur Verfü-
gung stehen, die Gedenkstätte selbst betreiben . Betreibt sie die 
Gedenkstätte selbst, verwirklicht die Stiftung ihren Zweck vor-
rangig hierdurch .

Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützige Zwecke im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte 
Zwecke“ der Abgabenordnung . 

Die gemäß § 4 Absatz 1 StiftGBbg zuständige Verwaltungs- 
behörde für die Anerkennung einer Stiftung mit Sitz im Land 
Brandenburg, das Ministerium des Innern und für Kommuna-
les, hat die Anerkennung der Rechtsfähigkeit mit Urkunde vom 
22 . Dezember 2015 erteilt .

Berufung einer Ersatzperson
aus der Landesliste der

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD)

Bekanntmachung des Landeswahlleiters
Vom 6 . Januar 2016

Gemäß § 43 Absatz 5 Satz 2 des Brandenburgischen Landes-
wahlgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 28 . Ja-
nuar 2004 (GVBl . I S . 30), das zuletzt durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 11 . Februar 2014 (GVBl . I Nr . 7 S . 9) geändert 
worden ist, wird die folgende Feststellung des Landeswahllei-
ters bekannt gegeben:

Auf der Grundlage von § 43 Absatz 5 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 43 Absatz 1 und 3 des Brandenburgischen Landeswahlgeset-
zes wurde festgestellt, dass Frau Gabriele Theiss auf der Lan-
desliste der SPD die nächste noch nicht für gewählt erklärte und 
zu berücksichtigende Ersatzperson im Sinne des § 43 Absatz 1 
und 3 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes ist, auf wel-
che der Sitz des am 18 . Dezember 2015 verstorbenen Abgeord-
neten Herrn Klaus Ness übergeht .

Frau Gabriele Theiss hat die Mitgliedschaft im 6 . Landtag 
Brandenburg durch schriftliche Erklärung form- und fristge-
recht mit Wirkung vom 6 . Januar 2016 angenommen .

Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb 
einer Windkraftanlage in 03172 Schenkendöbern

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz

Vom 19 . Januar 2016

Der Firma UKA Cottbus Projektentwicklung GmbH & Co . KG, 
Heinrich-Hertz-Straße 6 in 03044 Cottbus wurde die Neuge-
nehmigung gemäß §§ 4, 19 des Bundes-Immissionsschutzge-
setzes erteilt, eine Windkraftanlage des Typs Vestas V117 auf 
dem Grundstück in 03172 Schenkendöbern, Gemarkung 
Schenkendöbern, Flur 1, Flurstück 15 zu errichten und  
zu betreiben . Die Windkraftanlage hat eine Nabenhöhe von 
141,5 m, einen Rotordurchmesser von 117,0 m, eine Gesamthö-
he von 200,0 m + 2 m Fundamenterhöhung und eine elektrische 
Nennleistung von 3,3 MW . Der Mast ist in geschlossener, koni-
scher Stahlbetonbauweise ausgeführt . Zu der Windkraftanlage 
gehören ein Kranaufstellplatz, das Fundament, die Trafostation 
und die Zuwegung .

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt .

Auslegung

Der Genehmigungsbescheid liegt in der Zeit vom 21.01.2016 bis 
einschließlich 03.02.2016 im Landesamt für Umwelt, Gesund-
heit und Verbraucherschutz, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Zimmer 4 .27, 
Von-Schön-Straße 7 in 03050 Cottbus und in der Gemeinde 
Schenkendöbern, Fachbereich Bauamt, Gemeindeallee 45 in 
03172 Schenkendöbern zur Einsichtnahme während der Dienst-
stunden aus .

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid als zu-
gestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die oben genannte Genehmigung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden . Der 
Widerspruch ist schriftlich beim Landesamt für Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz, Postfach 601061 in 14410 Pots-
dam oder zur Niederschrift beim Landesamt für Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz, Abteilung Technischer Um- 
weltschutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-
Straße 7 in 03050 Cottbus einzulegen .

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 
Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 (BGBl . I 
S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 76 der Verordnung vom 
31 . August 2015 (BGBl . I S . 1474)
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Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29 . Mai 
1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Artikel 5 der 
Verordnung vom 28 . April 2015 (BGBl . I S . 670)

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Entwurf einer nachträglichen Anordnung 
für eine Anlage zur Erzeugung von Prozesswärme 

(Heizwerk) in  16303 Schwedt/Oder

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz

Vom 19 . Januar 2016

Die Firma LEIPA Georg Leinfelder GmbH (LEIPA) betreibt 
auf dem Grundstück in 16303 Schwedt/Oder, Kuhheide 34 eine 
Feuerungsanlage (Heizwerk) zur Erzeugung von Prozess-
wärme . 
Diese Anlage ist gemäß § 4  Absatz 1  des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) in Verbindung mit Nummer 1 .1 EG 
des Anhanges 1 zur 4 . Verordnung zur Durchführung des  
BImSchG (4 . BImSchV) eine genehmigungsbedürftige Anlage 
sowie eine Anlage der Nummer 1 .1 gemäß Anhang I  der Richt-
linie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24 .11 .2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermei-
dung und Verminderung der Umweltverschmutzung [IED-
Richtlinie]) .

Die Firma LEIPA soll im Rahmen einer nachträglichen Anord-
nung gemäß § 17 Absatz 1 des BImSchG verpflichtet werden, 
den derzeitigen Betrieb der Dampfkesselanlage so zu ändern, 
dass folgende Emissionsbegrenzungen eingehalten werden:

Mittelwerte der Schadstoffe im Abgas der Dampferzeuger:

Brennstoff: Erdgas 

Schadstoffkomponente Massenkonzentration als 
 Tagesmittelwert
Gesamtstaub   5 mg/m³
Kohlenmonoxid 50 mg/m³
Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid,
angegeben als Stickstoffdioxid 100 mg/m³
Schwefeldioxid und Schwefeltrioxid,
angegeben als Schwefeldioxid  35 mg/m³

Kein Halbstundenmittelwert darf das Doppelte des angege-
benen Tagesmittelwertes überschreiten.

Die Emissionsgrenzwerte beziehen sich auf einen Volumen-
gehalt an Sauerstoff im Abgas der Feuerung von 3 Prozent. 

Begründung: Es werden die nach der Verordnung über Groß-
feuerungs-, Gasturbinen- und Verbrennungsmotorenanlagen 
(13 . BImSchV) vom 2 . Mai 2013 ab dem 01 .01 .2016 geforder-
ten Emissionsgrenzwerte für bestehende Anlagen angeordnet . 
 
Auslegung

Der Entwurf der nachträglichen Anordnung wird vom 20.01.2016 
bis einschließlich 17.02.2016 im Landesamt für Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz, Abteilung Technischer Um-
weltschutz 2, Referat Technischer Umweltschutz/Überwachung 
Schwedt/Oder T22, Dammweg 11 in 16303 Schwedt/Oder im 
Zimmer 2 .29 ausgelegt und kann dort durch Einwendungsbefug-
te während der Dienststunden eingesehen werden .

Einwendungen

Einwendungen gegen den Entwurf der nachträglichen Anord-
nung können während der Einwendungsfrist vom 20.01.2016 
bis einschließlich 02.03.2016 schriftlich bei der vorgenannten 
Stelle erhoben werden . Einwendungsbefugt sind Personen, de-
ren Belange durch die nachträgliche Anordnung berührt wer-
den, sowie Vereinigungen, welche die Anforderungen von § 3 
Absatz 1 oder § 2 Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes 
erfüllen . Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwen-
dungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrecht-
lichen Titeln beruhen . 

Rechtsgrundlagen

- Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - 
BImSchG) 

- 4 . Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (4 . BImSchV)

- Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 24 .11 .2010 über Industrieemissionen (inte- 
grierte Vermeidung und Verminderung der Umweltver-
schmutzung (IED-Richtlinie)

- Gesetz über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in 
Umweltangelegenheiten nach der EG-Richtlinie 2003/35/
EG (Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz - UmwRG) 

- BVT-Merkblatt über die besten verfügbaren Techniken für 
Großfeuerungsanlagen

- Dreizehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (Verordnung über Großfeuerungs-, 
Gasturbinen und Verbrennungsmotoranlagen - 13 . BImSchV)

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Abteilung Technischer Umweltschutz 2

Referat Technischer Umweltschutz/Überwachung 
Schwedt/Oder T22
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Mittelwerte der Schadstoffe im Abgas:
Parameter Grenzwerte Einheit

Tags-MW Halbstunden-MW
Gesamtstaub 5 20 mg/m³
NOx als NO2 150 keine Änderung mg/m³
NH3 10 15 mg/m³
JMW für Hg und Verbind. 0,01 mg/m³
Die Anforderungen sind ab dem 01 .01 .2016, die Anforderung der Grenzwertaktualisierung für NOx als NO2 ab dem 01 .01 .2019 
einzuhalten .
Dioxine und Furane
NB 5 .13 zu 4)

„angegeben als Summenwert nach dem in Anlage 1 festgelegten Verfahren“

Begründung: Es werden die nach der Verordnung über  
die Verbrennung und die Mitverbrennung von Abfällen 
(17 . BImSchV) vom 2 . Mai 2013 ab dem 01 .01 .2016 und ab 
dem 01 .01 .2019 geforderten neuen Emissionsgrenzwerte für 
bestehende Anlagen angeordnet . 
 
Auslegung

Der Entwurf der nachträglichen Anordnung wird vom 20.01.2016 
bis einschließlich 17.02.2016 im Landesamt für Umwelt, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz, Abteilung Technischer Um-
weltschutz 2, Referat Technischer Umweltschutz/Überwachung 
Schwedt/Oder T22, Dammweg 11 in 16303 Schwedt/Oder im 
Zimmer 2 .29 ausgelegt und kann dort durch Einwendungsbefug-
te während der Dienststunden eingesehen werden .

Einwendungen

Einwendungen gegen den Entwurf der nachträglichen Anord-
nung können während der Einwendungsfrist vom 20.01.2016 
bis einschließlich 02.03.2016 schriftlich bei der vorgenannten 
Stelle erhoben werden . Einwendungsbefugt sind Personen, de-
ren Belange durch die nachträgliche Anordnung berührt wer-
den, sowie Vereinigungen, welche die Anforderungen von § 3 
Absatz 1 oder § 2 Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes 
erfüllen . Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwen-
dungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrecht- 
lichen Titeln beruhen . 

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 

4 . Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (4 . BImSchV)

Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 24 .11 .2010 über Industrieemissionen (integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung 
(IED-Richtlinie)

Gesetz über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in Um-
weltangelegenheiten nach der EG-Richtlinie 2003/35/EG (Um-
welt-Rechtsbehelfsgesetz - UmwRG) 

Siebzehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (Verordnung über die Verbrennung und die 
Mitverbrennung von Abfällen - 17 . BImSchV)

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Abteilung Technischer Umweltschutz 2

Referat Technischer Umweltschutz/Überwachung 
Schwedt/Oder T22

Entwurf einer nachträglichen Anordnung 
für eine Anlage zur Verbrennung von 3 Tonnen 

nicht gefährlicher Abfälle oder mehr in 
16303 Schwedt/Oder

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz

Vom 19 . Januar 2016

Die Firma LEIPA Georg Leinfelder GmbH (LEIPA) betreibt 
auf dem Grundstück in 16303 Schwedt/Oder, Kuhheide 34 eine 
Anlage zur Verbrennung nicht gefährlicher Abfälle von mehr 
als 3 Tonnen am Tag . 

Diese Anlage ist gemäß § 4 Absatz 1 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) in Verbindung mit Nummer 8 .1 .1 .3 EG 
des Anhanges 1 zur 4 . Verordnung zur Durchführung des  
BImSchG (4 . BImSchV) eine genehmigungsbedürftige Anlage so-
wie eine Anlage der Nummer 5 .2 . a) gemäß Anhang I der Richt- 
linie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24 .11 .2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und 
Verminderung der Umweltverschmutzung [IED-Richtlinie]) .

Die Firma LEIPA soll im Rahmen einer nachträglichen Anord-
nung gemäß § 17 Absatz 1 des BImSchG verpflichtet werden, 
den derzeitigen Betrieb der Abfallverbrennungsanlage so zu 
ändern, dass folgende aktuellere Emissionsbegrenzungen ein-
gehalten werden:
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Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben Änderung einer Milchviehanlage 
am Standort 15926 Luckau OT Uckro

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz

Vom 19 . Januar 2016

Die Firma Agrargenossenschaft Uckro eG, Langengrassauer 
Straße 1 in 15926 Luckau OT Uckro beantragt die Genehmigung 
gemäß § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
für die wesentliche Änderung einer Anlage zum Halten oder zur 
Aufzucht vom Rindern (Milchviehanlage) auf dem Grund-
stück in der Gemarkung Uckro, Flur 3, Flurstücke 149, 150 und 
191 . Die Milchviehanlage soll von 753 auf 1 .112 Tierplätze er-
weitert werden . 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 7 .1 .5V in 
Verbindung mit der Nummer 9 .36V des Anhangs 1 der Verord-
nung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4 . BImSchV) so-
wie um ein Vorhaben der Nummer 7 .5 .1 Spalte 2 der Anlage 1 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) .

Nach § 3c  Satz 1 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen .

Die Vorprüfung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgeleg-
ten Unterlagen sowie eigener Informationen .

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar . Die Be-
gründung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden  
Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung 
unter der Telefonnummer 0355 4991-1421 während der Dienst-
zeiten im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbrau- 
cherschutz, Abteilung Technischer Umweltschutz 1, Genehmi-
gungsverfahrensstelle Süd, Zimmer 4 .27, Von-Schön-Straße 7 
in 03050 Cottbus eingesehen werden .

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 
Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 (BGBl . I  
S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 76 der Verordnung vom 
31 . August 2015 (BGBl . I S . 1474)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
2 . Mai 2013 (BGBl . I S . 973), zuletzt geändert durch Artikel 3 
der Verordnung vom 28 . April 2015 (BGBl . I S . 670)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
20 . November 2015 (BGBl . I S . 2053)

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben Herstellung der ökologischen 
Durchgängigkeit in der Spree am 

Großen Spreewehr Cottbus

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz

Vom 19 . Januar 2016

Der Wasser- und Bodenverband „Oberland Calau“, Lindenstra-
ße 2 in 03226 Vetschau OT Raddusch plant die Herstellung  
der ökologischen Durchgängigkeit in der Spree am Großen 
Spreewehr Cottbus in der Gemarkung Sandow, Flur 85, Flur-
stücke 41, 57, 69, 70 und 117 . 

Gemäß Nummer 13 .18 .1 Spalte 2 der Anlage 1 zum Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbin-
dung mit § 68 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(WHG) ist für das geplante Vorhaben zur Feststellung der 
Pflicht zur UVP eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls im 
Sinne des § 3c Satz 2 UVPG durchzuführen .

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der von der Antrag-
stellerin vorgelegten Unterlagen sowie eigener Informationen 
durchgeführt .

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Entscheidung ist nicht selbstständig anfechtbar . Die Be-
gründung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden 
Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung 
unter der Telefonnummer 0355 4991 1406 während der Dienst-
zeiten im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz, Referat W 11, Obere Wasserbehörde, Zimmer 4 .18, 
Von-Schön-Straße 7, 03050 Cottbus eingesehen werden .

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
Obere Wasserbehörde
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Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben Neubau der 110-kV-Leitung 
Abzweig Uw Selchow HT 1065 der E.DIS AG 

von Mast Nr. 52 zum Portal des im Bau befindlichen 
Uw Selchow

Bekanntmachung des Landesamtes für Bergbau, 
Geologie und Rohstoffe 
Vom 29 . Dezember 2015

Die Bilfinger FRB GmbH plant in der Gemarkung Selchow im 
Auftrag der E .DIS AG den Neubau der 110-kV-Leitung Ab-
zweig Umspannwerk (Uw) Selchow HT 1065 vom bestehen-
den Mast Nr. 52 zum Portal des im Bau befindlichen Uw Sel-
chow . Der Leitungsneubau dient der Einspeisung von elek- 
trischer Energie, die durch regenerative Energieumwandlung 
gewonnen wird, vom Umspannwerk in das Netz der E .DIS AG .

Auf Antrag der Bilfinger FRB GmbH hat das Landesamt für 
Bergbau, Geologie und Rohstoffe eine standortbezogene Vor-
prüfung des Einzelfalls gemäß § 3c Satz 2 UVPG in Verbin-
dung mit Nummer 19 .1 .4 der Anlage 1 UVPG durchgeführt . 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der von der Vorha-
benträgerin vorgelegten Unterlagen .

Diese Entscheidung ist nicht selbstständig anfechtbar . Die Be-
gründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden An-
tragsunterlagen einschließlich Kartenmaterial können nach 
vorheriger telefonischer Anmeldung (0355 48640-322) wäh-
rend der Dienstzeiten im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe, Dezernat 32, Inselstraße 26, 03046 Cottbus, einge-
sehen werden .

Rechtsgrundlagen:

- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
20 . November 2015 (BGBl . I S . 2053)

- Energiewirtschaftsgesetz vom 7 . Juli 2005 (BGBl . I 
S . 1970, 3621), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 10 . Dezember 2015 (BGBl . I S . 2194)

Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Feststellen des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung des Landesbetriebes 
Forst Brandenburg, Oberförsterei Waldsieversdorf 

Vom 15 . Dezember 2015

Der Antragsteller plant im Landkreis Märkisch-Oderland, Ge-
markung Letschin, Flur 5, Flurstücke 386, 387, 385 die Erstauf-
forstung gemäß § 9 LWaldG1 auf einer Fläche von 2,74 ha .  

Gemäß Nummer 17 .1 .3 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG2 ist 
für geplante Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha 
Wald zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortsbezoge-
ne Vorprüfung des Einzelfalls im Sinne des § 3c Satz 2 UVPG 
durchzuführen .

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der Antragsunterla-
gen vom 29 .10 .2015, Az .: LFB 10-04-7020-6/5-2015 durchge-
führt .
Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar . Die Be-
gründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden Un-

terlagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung un-
ter der Telefonnummer 033433 1515104 während der Dienstzeit 
beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberförsterei Waldsie-
versdorf, Eberswalder Chaussee 3, 15377 Waldsieversdorf ein-
gesehen werden .

Rechtsgrundlagen

1 . Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 
20 . April 2004 (GVBl . I S . 137), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 10 . Juli 2014 (GVBl . I Nr . 33)

2 . Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 
(BGBl . I S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 20 . November 2015 (BGBl . I S . 2053)

3 .   Gesetz über die Prüfung von Umweltauswirkungen bei be-
stimmten Vorhaben, Plänen und Programmen im Land 
Brandenburg (Brandenburgisches Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung - BbgUVPG) vom 10 . Juli 2002 
(GVBl . I S . 62), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 29 . November 2010 (GVBl . I Nr . 39)
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Feststellen des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung des Landesbetriebes 
Forst Brandenburg, Oberförsterei Königs Wusterhausen 

Vom 22 . Dezember 2015

Der Antragsteller plant im Landkreis Dahme-Spreewald, Ge-
markung Löpten, Flur 05, Flurstück 68 (tlw .) und Flur 06, Flur-
stück 2/2 (tlw .) die Erstaufforstung gemäß § 9 LWaldG1 auf  
einer Fläche von 2,43 ha . 

Gemäß Nummer 17 .1 .3 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG2 ist 
für geplante Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha 
Wald zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortsbezoge-
ne Vorprüfung des Einzelfalls im Sinne des § 3c Satz 2 UVPG 
durchzuführen .

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der Antragsunterla-
gen vom 16 .11 .2015, Az .: LFB-19 .04-7020-6/11/15 durchge-
führt .
Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar . Die Be-
gründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden Un-
terlagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung un-
ter der Telefonnummer 03375 252590 während der Dienstzeit 
beim Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberförsterei Königs 
Wusterhausen, Potsdamer Ring 15 in 15711 Königs Wusterhau-
sen eingesehen werden .

Rechtsgrundlagen

1 . Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 
20 . April 2004 (GVBl . I S . 137), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 10 . Juli 2014 (GVBl . I Nr . 33)

2 . Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 
(BGBl . I S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 20 . November 2015 (BGBl . I S . 2053)

3 . Gesetz über die Prüfung von Umweltauswirkungen bei be-
stimmten Vorhaben, Plänen und Programmen im Land 
Brandenburg (Brandenburgisches Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung - BbgUVPG) vom 10 . Juli 2002 
(GVBl . I S . 62), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 29 . November 2010 (GVBl . I Nr . 39)

BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Medienanstalt Berlin-Brandenburg

Ausschreibung von UKW-Übertragungskapazitäten 
in Berlin und Brandenburg zur Veranstaltung 
eines arabisch-deutschen Integrationsradios

Beschluss des Medienrates 
Vom 21 . Dezember 2015

Auf der Grundlage von §§ 21 und 45 des Staatsvertrages über 
die Zusammenarbeit zwischen Berlin und Brandenburg im Be-
reich des Rundfunks (MStV) und dem Beschluss des Medien- 
rates vom 21 . Dezember 2015 wird die folgende Ausschreibung 
bekannt gegeben:

Ausschreibung für den Aufbau und den Betrieb eines ara-
bisch-deutschsprachigen Integrationsradios unter Nutzung 
einer UKW-Hörfunkfrequenz mit Standort Berlin

Präambel

Die große Zahl der Flüchtlinge aus arabisch sprechenden Län-
dern, für die es in absehbarer Zeit keine Rückkehrperspektive 
gibt, stellt Deutschland vor außergewöhnliche Integrations-
aufgaben . Ein an professionellen Maßstäben orientiertes Ra-
dioprogramm, das verlässliche Informationen und Servicebei-

träge anbietet, diese mit einer auf die Zielgruppe ausge- 
richteten Musikfarbe verbindet und die Vernetzung mit Inter-
netangeboten und sozialen Netzwerken erprobt, kann zu die-
ser Integration beitragen und dabei sowohl Sprachkompetenz 
vermitteln als auch die grundlegenden Werte der deutschen 
Gesellschaft .

Die Medienanstalt Berlin-Brandenburg (mabb) hat nach § 8 
Absatz 1 Nummer 10 MStV die Aufgabe, Projekte zur Erpro-
bung neuer Sendeformen unter Nutzung neuer Technologien 
und Übertragungswege zu fördern . Die Erprobung neuer Nut-
zungsformen wird durch die Bestimmungen des § 45 MStV 
konkretisiert . Nach § 45 Absatz 1 Satz 1 kann die Medienanstalt 
die Verbreitung von Rundfunkprogrammen oder rundfunkähn-
lichen sonstigen Diensten durch Nutzung neuer Techniken oder 
neue Nutzungsformen ermöglichen . Sie hat diese Absicht ent-
sprechend der Verpflichtung des Absatzes 1 Satz 2 unter Anga-
be der Nutzungsmerkmale, der Nutzungsbedingungen und des 
Verbreitungsgebietes bekannt zu machen .

Die mabb plant, die Erprobung eines arabisch-deutschsprachi-
gen Radiosenders zur Unterstützung der Integration von Flücht-
lingen und Migranten in Berlin und Brandenburg mit einer An-
schubfinanzierung zu fördern.

Die Region Berlin-Brandenburg bietet hierfür besonders gute 
Voraussetzungen:
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Die mabb kann eine UKW-Frequenz für die Versorgung großer 
Teile Berlins bereitstellen, die durch UKW-Sender kleiner Leis-
tungen in Flüchtlingszentren in Brandenburg ergänzt werden 
soll . UKW ist nach wie vor die einfachste Art, Menschen mit 
begrenztem technischem und finanziellem Aufwand zu errei-
chen, und damit auch eine Unterstützung für Informationen, die 
über das Internet und soziale Netzwerke bereit stehen .

Durch ihre sparsame Haushaltsführung hat die mabb Rückla-
gen, die eine Anschubfinanzierung eines Integrationsradios er-
möglichen . Spätestens ab dem zweiten Sendejahr muss die Fi-
nanzierung aber vorwiegend durch andere Finanzquellen 
gesichert werden .

Die in Berlin ansässige gemeinnützige Organisation MICT ver-
fügt über umfangreiche Erfahrungen mit Medienprojekten im 
arabischen Raum und in arabischer Sprache . Dieses Know-
How könnte mit den Kompetenzen öffentlich-rechtlicher und 
privater Sender der Region gebündelt werden .

I. Grundlagen der Ausschreibung und der Förderung

1 . Die mabb sichert für maximal ein Jahr ab Sendestart die 
Anschubfinanzierung eines arabisch-deutschsprachigen Ra- 
diosenders zur Unterstützung der Integration von Flüchtlin-
gen und Migranten in Berlin und Brandenburg . 

2 . Innerhalb des ersten Jahres ist der Erfolg des Projektes an-
hand dafür geeigneter Kriterien zu evaluieren . Diese sind 
vor Projektbeginn mit der mabb abzustimmen .

3 . Für das zweite Jahr kann die mabb maximal ein Drittel der 
Zuschusskosten übernehmen, es müssen also zusätzlich Fi-
nanzquellen erschlossen werden, wenn das Projekt über das 
Anfangsjahr hinaus fortgesetzt werden soll .

4 . Die Erprobungsbedingungen werden durch einen Zuwen-
dungsvertrag geregelt . Grundsätzlich werden die Bedin-
gungen angewandt, die für Zuwendungen zur Projektförde-
rung gelten .

5 . Die mabb stellt für die Verbreitung eine UKW-Frequenz 
mit Senderstandort Berlin zur Verfügung und unterstützt 
die Verbreitung durch UKW-Sender kleiner Leistung an 
Flüchtlingsstandorten in Brandenburg . Die mabb über-
nimmt für ein Jahr die Kosten für die UKW-Verbreitung in 
Berlin und an Pilotstandorten in Brandenburg .

 UKW-Verbreitungsgebiet ist Berlin und Brandenburg, über 
das Internet ist das Programm auch darüber hinaus emp-
fangbar .

6 . Das Integrationsradio soll von vornherein auf die Nutzung 
der Möglichkeiten des Internets und der sozialen Netzwer-
ke und ihre Vernetzung mit UKW ausgerichtet sein . Dies 
hat deshalb eine besondere Bedeutung, weil soziale Netz-
werke in der Zielgruppe weit verbreitet sind und im Internet 
weiterführende Informations- und Serviceangebote für die 
Nutzer/Hörer bereitstehen .

7 . Mittel von Dritten, die innerhalb des Bewilligungszeitrau-
mes für die Durchführung des Projektes eingeworben wer-
den, sind auf den Zuschuss anzurechnen . Werden zusätz- 
liche Leistungen innerhalb des Projektes möglich, kann da-
von mit Zustimmung der mabb abgesehen werden . Unbe-
rührt bleiben Leistungen für programmliche Ergänzungen 
außerhalb Berlin-Brandenburgs .

8 . Eine Mitbenutzung der Hörfunk-Infrastrukturen bei ALEX 
und dem MIZ ist möglich . 

9 . Die im Rahmen des Integrationsradios erstellten Sendun-
gen und Audiodateien werden Dritten nach Maßgabe der 
Creative Commons Lizenz - CC BY-SA 4 .0 zur Verfügung 
gestellt .

II. Anforderungen an den Antragsteller

1 . Dem Antragsteller muss eine Sendeerlaubnis erteilt werden 
können, d . h . er muss die formellen Voraussetzungen für 
eine Zulassung gemäß § 27 MStV erfüllen .

2 . Der Antrag muss plausibel machen, dass der Antragsteller 
fachlich, personell und organisatorisch in der Lage ist, ein 
deutsch-arabisches Integrationsradio und das im Antrag 
dargestellte Programmkonzept umzusetzen . Hierbei ist der 
Nachweis von entsprechenden Projekterfahrungen von 
Vorteil .

3 . Der Antragsteller muss für die Verlässlichkeit des Projekts 
im Sinne der Zielsetzungen eines Integrationsradios stehen .

4 . Der Antragsteller muss Erfahrungen in der Verwendung 
und Abrechnung öffentlicher Gelder haben .

III. Anforderungen an die Anträge

Die Anträge sollen in der angegebenen Reihenfolge die im Fol-
genden aufgeführten Angaben enthalten .

Abschnitt 1: Allgemeine Angaben

1 . Angaben zum Antragsteller:

 Name, Handels-/Vereinsregisterauszug, Gesellschaftsver-
trag/Vereinssatzung, gesetzliche oder satzungsmäßige Ver-
treter mit Name, Vorname, Wohnsitz, Geburtsdatum und 
-ort, Staatsangehörigkeit

2 . Beteiligungen Dritter:

 Beteiligung Dritter (neben den unter 1 . genannten Perso-
nen) bei der Vorbereitung des Antrages und an der Herstel-
lung, Verbreitung und Finanzierung des Programms

3 . Ansprechpartner für Nachfragen

Abschnitt 2: Organisationsstruktur und Personal

1 . Organisation und Personal

 Beschreiben Sie die geplanten oder bereits vorhandenen 
technischen Vorkehrungen und die vorgesehenen personel-
len Ressourcen für das geplante Programm .

2 . Moderatoren

 Erläutern Sie die Kompetenzen und Qualifikationen der 
von Ihnen eingeplanten Moderatoren .

Abschnitt 3: Programm

1 . Zusammenfassende Beschreibung des Programms

 Erläutern Sie den Ansatz des Programms und Ihre Pro-
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grammphilosophie . Erläutern Sie, welchen Beitrag das Pro-
gramm für die Integration arabischsprachiger Migranten 
leisten soll .

2 . Wortprogramm

 Beschreiben Sie so umfassend und differenziert wie mög-
lich den Inhalt des vorgesehenen Wortprogramms . Erläu-
tern Sie, inwieweit sich das Wortprogramm an den Infor-
mationsbedürfnissen der Zielgruppe orientiert . Benennen 
und beschreiben Sie einzelne Beitragsrubriken bzw . Sen-
destunden und stellen Sie einen vorläufigen Programmplan 
und eine Stundenuhr auf . Benennen Sie zudem das tägliche 
Programmvolumen (Livesendungen, Vorproduktionen, Au-
tomation), in welchem Umfang Wiederholungen und Pro-
grammübernahmen von Dritten enthalten sind und in wel-
chen Formen Hörerbeteiligung vorgesehen ist .

3 . Musikfarbe

 Geben Sie Einzelheiten über die von Ihnen vorgesehene 
Musikfarbe und die Art der Formatierung an, indem Sie da-
bei anerkannte Definitionen benutzen.

4 . Verhältnis von Musik und Wort

 Geben Sie den Wortanteil (einschließlich Musikmoderati-
on) differenziert nach einzelnen Programmstrecken an .

5 . Verhältnis von arabischer und deutscher Sprache in den 
Wortstrecken

 Geben Sie das Verhältnis von arabischer und deutscher 
Sprache in den Wortstrecken an . Beschreiben Sie das von 
Ihnen für das Programm gewählte Format der Sprachver-
mittlung .

6 . Kooperationspartner

 Benennen Sie die Kooperationspartner, die Sie bei der Pro-
grammherstellung unterstützen oder einzelne Programm-
elemente zur Verfügung stellen . Soweit vorhanden, fügen 
Sie dem Antrag die entsprechenden Absichtserklärungen 
bei .

7 . Verknüpfung mit dem Internet und anderen Medien

 Beschreiben Sie die von Ihnen vorgesehene Nutzung der 
Möglichkeiten des Internets und der sozialen Netzwerke 
und ihre Verknüpfung mit dem UKW-Programm .

Abschnitt 4: Finanzierung

1 . Der Antrag muss entsprechend den Anforderungen an einen 
Zuwendungsantrag einen detaillierten Finanzplan enthal-
ten, in dem die geplanten Ausgaben für den Bewilligungs-
zeitraum der Zuwendung im Einzelnen aufgeschlüsselt 
werden .

2 . Der Finanzplan soll in folgende Positionen eingeteilt wer-
den: Erstinvestitionen, Programmherstellungskosten (in-
klusive Personalkosten), Laufende Kosten .

3 . Ausgaben für Infrastrukturen, die bereits vor der beantrag-
ten Projektförderung angeschafft wurden, dürfen nicht Teil 
des Finanzplans sein und sollen extra ausgewiesen werden .

4 . Eigenmittel für den Aufbau und den Betrieb des Integrati-
onsradios sollen im Finanzplan gesondert angezeigt wer-
den .

IV. Festsetzung einer Ausschlussfrist

1 . Ausschlussfrist

Antragsteller haben ihre Anträge in zehnfacher Ausfertigung 
sowie in digitaler Form

bis zum 18. Februar 2016, 12 Uhr
(Eingang bei der mabb)

an die Medienanstalt Berlin-Brandenburg, Kleine Präsidenten-
straße 1, 10178 Berlin, zu richten .

Nur Antragsteller, deren vollständige Unterlagen entsprechend 
den genannten Anforderungen bis zum Ablauf der Frist bei der 
Medienanstalt Berlin-Brandenburg eingegangen sind, können 
am Auswahlverfahren teilnehmen .

Die Antragsteller haben nach Antragstellung eintretende Verän-
derungen unverzüglich anzuzeigen . Die Medienanstalt kann 
weitere Angaben und Unterlagen anfordern .

V. Verwaltungsgebühren

Die mabb sieht bei der vorliegenden Ausschreibung von einer 
Gebührenfestsetzung ab .

Regionale Planungsgemeinschaft Prignitz-Oberhavel

Bekanntmachung der Haushaltssatzung
der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Prignitz-Oberhavel für das Haushaltsjahr 2016

Aufgrund des § 65 ff . der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg wird nach Beschluss der Regionalversammlung 
vom 16 .12 .2015 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird

1 .  im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der

 ordentlichen Erträge auf 523 .752,00 €
 ordentlichen Aufwendungen auf 549 .980,00 €

 außerordentlichen Erträge auf 0,00 €
 außerordentlichen Aufwendungen auf 0,00 €
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2 .  im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

 Einzahlungen auf 516 .432,00 €
 Auszahlungen auf 567 .660,00 €

festgesetzt .

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes 
entfallen auf:

 Einzahlungen aus laufender 
 Verwaltungstätigkeit auf 516 .432,00 €
 Auszahlungen aus laufender 
 Verwaltungstätigkeit auf 542 .660,00 €

 Einzahlungen aus der 
 Investitionstätigkeit auf 0,00 €
 Auszahlungen aus der 
 Investitionstätigkeit auf  25 .000,00 €

 Einzahlungen aus der 
 Finanzierungstätigkeit auf 0 €
 Auszahlungen aus der 
 Finanzierungstätigkeit auf  0 €

 Einzahlungen aus der Auflösung 
 von Liquiditätsreserven 0 €
 Auszahlungen an Liquiditätsreserven 0 €

§ 2

Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsför-
derungsmaßnahmen werden nicht festgesetzt .

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht festgesetzt.

§ 4

1 . Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Auf-
wendungen als für die Regionale Planungsgemeinschaft 
von wesentlicher Bedeutung angesehen werden, wird auf

 10 .000,00 €
 festgesetzt .

2 .  Die Wertgrenze für die insgesamt erforderliche Auszah-
lung, ab der Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen im Finanzhaushalt einzeln darzustellen sind, wird 
auf 10 .000 EUR festgesetzt .

3 . Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplanmä-
ßige Aufwendungen und Auszahlungen der vorherigen Zu-
stimmung des Regionalvorstandes bedürfen, wird auf

 10 .000,00 €
 festgesetzt .

4 . Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen 
ist, werden bei:

a . der Erhöhung des gemäß Haushaltsplan zu erwartenden 
Fehlbetrages um 15 .000,00 EUR und

b . bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen  
Einzelaufwendungen oder Einzelauszahlungen auf 
15 .000,00 EUR

 festgesetzt .

§ 5

Kassenkredite werden nicht festgesetzt .

§ 6

Der dem Haushaltsplan beigefügte Stellenplan ist verbindlich .

Neuruppin, den 16 .12 .2016

Reinhardt
Vorsitzender der Regionalversammlung



77Amtsblatt für Brandenburg – Nr . 2 vom 20 . Januar 2016

Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden . Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw . 
Gläubiger widerspricht . Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der Ver-
teilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers 
und den übrigen Rechten nachgesetzt . Soweit die Anmeldung 
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter-
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der 
Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberücksichtigt .
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len . Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift 
der Geschäftsstelle abgeben .
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstweilige 
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den 
Zuschlag erteilt . Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der Ver-
steigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes .

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 15. März 2016, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll-
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Frankfurt 
(Oder) Blatt 5255 eingetragene  Grundstück, Bezeichnung ge-
mäß Bestandsverzeichnis:
lfd . Nr . 2, Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 77, Flurstück 19, 

Erholungsfläche, Beeskower Str., Größe: 685 m²
versteigert werden .
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
05 .02 .2015 eingetragen worden .

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 25 .000,00 EUR .

Nutzung: ohne (Bauland)
Postanschrift: ohne
Geschäfts-Nr .: 3 K 18/15

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Mittwoch, 16. März 2016, 9:00 Uhr

im Gerichtsgebäude Amtsgericht, Müllroser Chaussee 55, 
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Grundbuch von 
Limsdorf Blatt 326 eingetragene Grundstück; Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 3,  Flur 9, Flurstück 12, Gebäude- und Freifläche, Land-

wirtschaftsfläche, Möllendorf 18, Größe: 8.502 m² 
versteigert werden .
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
13 .05 .2015 eingetragen worden .

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 62 .000,00 EUR . 
Das Wertgutachten kann während der Sprechzeiten im Amtsge-
richt eingesehen werden .

Postanschrift: Möllendorf 18, 15859 Storkow OT Möllendorf
Bebauung: Ein Wohngebäude und ein Stallgebäude
Geschäfts-Nr .: 3 K 52/15 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Mittwoch, 16. März 2016, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebäude Amtsgericht,  Müllroser Chaussee 55, 
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, die im Grundbuch von 
Frankfurt (Oder) Blatt 8966 eingetragenen Grundstücke, Be-
zeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

lfd . 
Nr .

Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe 
in qm

12 107 154/4 Landwirtschaftsfläche, Am Spring, 
Seestraße

1 .727

13 107 32/6 Landwirtschaftsfläche, Seestraße 168

versteigert werden .

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
12 .02 .2015 eingetragen worden .

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG wie folgt 
festgesetzt: 

lfd . 
Nr .

Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe 
in qm

Verkehrswert 
in Euro

12 107 154/4 Landwirtschaftsfläche, 
Am Spring, Seestraße

1 .727 8 .500,00

13 107 32/6 Landwirtschaftsfläche, 
Seestraße

168 1 .500,00

Das Wertgutachten kann während der Sprechzeiten im Amtsge-
richt eingesehen werden .

Lage:  Frankfurt (Oder) Ortsteil Güldendorf, (im Eck-
bereich der Straße Am Spring und der Seestraße)

Bebauung: unbebaut, brach liegende Flächen der Land- und 
Forstwirtschaft

Geschäft-Nr .: 3 K 21/15

BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE
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Amtsgericht Senftenberg

Zwangsversteigerung
Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft  soll am

Donnerstag, 18. Februar 2016, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebäude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge-
schoss, Saal E01, das im Grundbuch von Lauchhammer 
Blatt 3018 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be-
standsverzeichnis:
Gemarkung Lauchhammer, Flur 12, Flurstück 251, Gebäude- 
und Gebäudenebenflächen, 1.213 m² groß
versteigert werden .

Lage:  Lauchhammer, Puschkinstr . 13 
Bebauung: Wohnhaus (Baujahr ca .1938, Sanierung1994/1997 

von Fenstern und Heizungsanlage), zwei Nebenge-
bäude

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
20 .05 .2014 eingetragen worden .

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 39 .000,00 EUR .
Geschäfts-Nr .: 42 K 68/13

STELLENAUSSCHREIBUNGEN

Ministerium der Justiz und für Europa und 
Verbraucherschutz

Im Ministerium der Justiz und für Europa und Verbraucher-
schutz des Landes Brandenburg (MdJEV) ist zum nächstmög- 
lichen Zeitpunkt die Stelle

der Leiterin/des Leiters 
der Abteilung V 

- Verbraucherschutz -

zu besetzen .

Dienstort: Potsdam

Besoldung/Vergütung:

Der Dienstposten ist bei Erfüllung der persönlichen Vorausset-
zungen bis Besoldungsgruppe B 5 BbgBesO dotiert . Tarifbe-
schäftigte erhalten eine außertarifliche Zulage. Gemäß § 120 
Landesbeamtengesetz Brandenburg wird das Amt zunächst im 
Beamtenverhältnis auf Probe übertragen . Die Probezeit beträgt 
zwei Jahre. Diese Regelung findet für Tarifbeschäftigte sinnge-
mäß Anwendung .   

Aufgabengebiet: 

Leitung der Abteilung mit ca . 35 Beschäftigten und 6 Referaten 
mit folgenden Aufgabenfeldern:

- Grundsatzfragen der Verbraucherpolitik, Verbraucherauf-
klärung und -beratung, Verbraucherbildung, Rechtsangele-
genheiten, wirtschaftlicher Verbraucherschutz, gesundheit-
licher Verbraucherschutz

- Allgemeine Angelegenheiten des Veterinärwesens und der 
Lebensmittelüberwachung, Tierseuchenverhütung und -be-
kämpfung, Tierschutz, Tierarzneimittelüberwachung, Qua-
litätsmanagement

- Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit, Fleischhygiene
- Trinkwasser und Badegewässer, Düngemittel
- Kerntechnik und Strahlenschutzvorsorge
- Stoff-, produkt- und wirkungsbezogener Umwelt- und Ver-

braucherschutz, GLP, Gentechnik und Biotechnologie, 
neue Technologien

- Aufsicht über das Landeslabor Berlin-Brandenburg
-  Förderung der grenzüberschreitenden Verbraucherberatung

Anforderungen:

Vorausgesetzt wird ein einschlägiges abgeschlossenes wissen-
schaftliches Hochschulstudium oder eine dem Aufgabengebiet 
entsprechende Laufbahnbefähigung für den höheren Dienst, 
langjährige einschlägige Berufserfahrung in herausgehobenen 
Positionen und Leitungs- und Führungserfahrung . 

Erwartet werden Kenntnisse in den o . g . Aufgabengebieten so-
wie der einschlägigen Rechtsgebiete, Kenntnisse aktueller, ins-
besondere auch europapolitischer verbraucherpolitischer Ent-
wicklungen und die Fähigkeit, diese in Entscheidungen um- 
zusetzen, Kenntnisse der Verwaltungsstruktur des Landes Bran-
denburg sowie Erfahrungen in der Zusammenarbeit mit Behör-
den, politischen Gremien, der Verbraucherzentrale, Verbänden 
u . ä . .

Es werden Kenntnisse im wirtschaftlichen Verbraucherschutz 
vorausgesetzt, wie unter anderem zu

-   Finanzdienstleistungen und Anlegerschutz
-   Verbraucher- und Datenschutz auf dem Gebiet der Informa-

tionstechnologie und der Medienpolitik
-   Telekommunikation und Energiemärkten .

Außerdem finden Kenntnisse über aktuelle Entwicklungen im 
gesundheitlichen Verbraucherschutz auf dem Gebiet der Le-
bensmittelsicherheit und des Veterinärwesens Berücksichti-
gung, die gesellschaftliche Prozesse und politische Anforderun-
gen widerspiegeln (wie beispielsweise in der Lebensmittel- 
kennzeichnung oder im Tierschutz) .

Gesucht wird eine durch ihre Aufgabenidentifikation und nach-
gewiesenen Führungserfahrungen beispielgebende Persönlich-
keit mit ausgeprägter Fähigkeit zu strukturiertem und strategi-
schem Denken und Arbeiten, einem hohen Verständnis für 
politische Zusammenhänge sowie einem besonders hohen 
Maße an Durchsetzungs-, Organisations- und Präsentationsver-
mögen und Personalführungskompetenzen . Vorausgesetzt wer-
den insbesondere ein kooperativer Führungsstil und die Fähig-
keit, Arbeitsabläufe rationell und zielgerichtet zu planen und zu 
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koordinieren . Besonders ausgeprägte Kooperations-, Kommu-
nikations- und Motivationsfähigkeiten sind unerlässlich .

Eine weit überdurchschnittliche Leistungsbereitschaft und Be-
lastbarkeit, Innovationsbereitschaft sowie ein besonderes Ver-
handlungsgeschick werden erwartet .

Hinweise:

Bei Erfüllung der stellenwirtschaftlichen sowie der persön- 
lichen und beamtenrechtlichen Voraussetzungen besteht nach 
erfolgreicher Erprobung die Möglichkeit der Übernahme in das 
Beamtenverhältnis .

Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt be-
rücksichtigt . Das MdJEV ist bestrebt, den Frauenanteil in Füh-
rungspositionen zu erhöhen . Die Bewerbungen von Frauen sind 
ausdrücklich erwünscht . Das MdJEV unterstützt die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf durch flexible Arbeitszeiten im Rah-
men der dienstlichen Möglichkeiten .

Bewerberinnen und Bewerber aus dem öffentlichen Dienst 
werden gebeten, ihrer Bewerbung die Erklärung beizufügen, 
dass sie mit der Einsichtnahme in ihre Personalakten einver-
standen sind .

Ihre aussagekräftige Bewerbung mit den üblichen Bewerbungs-
unterlagen (tabellarischer Lebenslauf einschließlich einer Tä-
tigkeitsübersicht des beruflichen Werdeganges, aktuelle Beur-
teilung/aktuelles Zeugnis) - bitte nur Kopien von Zeugnissen, 
Beurteilungen etc . - senden Sie bitte 

bis zum 31. Januar 2016 an das

Ministerium der Justiz und für Europa 
und Verbraucherschutz
Referat I.1
Kennwort Abteilungsleiter/in V
Heinrich-Mann-Allee 107
14473 Potsdam.

Auskunft zu dieser Stellenausschreibung erteilt Frau Jacobs 
(Tel-Nr .: 0331 866-3117) .

Landeslabor Berlin-Brandenburg (LLBB)

Das Landeslabor Berlin-Brandenburg (LLBB) besetzt am 
Dienstort Berlin zum frühestmöglichen Zeitpunkt folgende Po-
sition:

Wissenschaftliche/-r Mitarbeiterin/Mitarbeiter

Kenn.-Nr./Kennzahl: LLBB - 01/16/Fb III-4

Aufgabengebiet/Arbeitsgebiet: 

Prüfleitung für die auftragsbezogenen humanmedizinischen 
Laboratorien des öffentlichen Gesundheitsdienstes nach dem 
Gesundheitsdienst-Gesetz des Landes Berlin sowie Prüflei-
tung auf allen sonstigen Gebieten des Fachbereiches, insbeson-
dere aber auf dem Gebiet der sachverständigen Untersuchung 
und Beurteilung von diagnostischen Proben nach Infektions-
schutzgesetz (Infektionsserologie, mikrobiologische Stuhldiag-
nostik, Tuberkulose) . 
Erarbeitung von fachlichen Stellungnahmen und Berichten, Be-
ratung von Ärztinnen/Ärzten insbesondere des öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes (Gesundheitsämter) . 

Die ausführliche Stellenausschreibung mit Angabe der forma-
len Voraussetzungen und sonstige Hinweise können im Internet 
www .landeslabor-bbb .de eingesehen werden .

Bewerbungen sind 3 Wochen nach Veröffentlichung mit mög-
lichst aktuellen Zeugnissen/dienstlichen Beurteilungen an das 
Landeslabor Berlin-Brandenburg, Servicebereich Personalma-
nagement, PM - Frau Hobiger, Invalidenstraße 60, 10557 Ber-
lin zu richten .

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

Brandenburgischer Archivpreis

Auszeichnung des Verbands Deutscher 
Archivarinnen und Archivare (VDA) - 

Landesverband Brandenburg für besondere 
Leistungen im Bereich der Bewahrung 

des historisch-archivischen Erbes

Vom 8 . Dezember 2015

Der Brandenburgische Archivpreis wird seit 2008 alle zwei Jahre 
an Institutionen vergeben, die sich in besonderer Weise im 

 Bereich des Archivwesens ausgezeichnet haben . Für die Preis-
verleihung kommen insbesondere kleinere Einrichtungen in 
Betracht, die mit einem vergleichsweise geringen Personal- und 
Sachmittelaufwand, aber hohem Engagement arbeiten . Der 
Vorstand sichtet die eingegangenen Vorschläge und gibt der 
Mitgliederversammlung Empfehlungen . Die Mitgliederver-
sammlung entscheidet über die Empfehlungen des Vorstands . 
Das Preisgeld beträgt 2 000 € .

Was sind die besonders herauszuhebenden Leistungen der Ein-
richtung? Welche fachlichen Anforderungen erfüllt das Archiv 
in besonderer Weise? Zur näheren Begründung des Vorschlags 
sollte zumindest eines der folgenden Kriterien erfüllt sein:
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Amtsblatt für Brandenburg

Erfassung und Übernahme von Archivgut: 

Gab es wichtige Übernahmen oder Maßnahmen der Archivgut-
sicherung durch Ankauf, Rettung vor der Vernichtung (Katas- 
trophenfall, Konkurs, Umzug/Entsorgung, etc .)?

Bestandserhaltung: 

Gab es besondere Maßnahmen auf dem Gebiet der Restaurie-
rung, geeigneten Unterbringung von Archivgut (Umbettung, 
Entsäuerung, Verbesserung der Lagerungsbedingungen, Ver- 
packung, etc .)?

Erschließung:

Gab es herausragende Leistungen bei der Erschließung und 
Verzeichnung von Archivbeständen (z . B . durch Intensiver-
schließung, Sachinventar oder Quellenedition)?

Benutzung und Zugänglichmachung:

Gab es herausragende Leistungen beim Ausbau des Benutzer-
services, besondere Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit oder 
der Vermittlung von Archivgut durch Projekte, auch mit Part-
nern oder Nutzergruppen (Ausstellungen, Forschungen, Verfil-
mung, etc .)?

Besondere Leistungen zur Verbesserung der fachlichen Be-
treuung: 

Gab es Maßnahmen zur Verbesserung der fachlichen Beratung, 
der Weiterbildung des Personals oder Dritter (Nutzer, Ehren-
amtlicher) zur Verbesserung des sachgerechten Umgangs mit 
Archivalien?

Kennen sie ein Archiv, das Ihrer Meinung nach gewürdigt wer-
den soll? Dann schlagen Sie es vor für den Brandenburgischen 
Archivpreis! Erläutern Sie bitte die Gründe für Ihren Vorschlag .

Vorschläge und Bewerbungen müssen bis zum 16 . März 2016 
beim Landesverband unter folgender Adresse eingegangen sein:

Verband deutscher Archivarinnen und Archivare e . V .
Landesverband Brandenburg
Dr . Wolfgang Krogel (Vorsitzender)
Landeskirchliches Archiv
Bethaniendamm 29
10997 Berlin

 
Über die Vergabe entscheidet die Mitgliederversammlung auf 
dem 17 . Brandenburgischen Archivtag, der am 25 ./26 . April 
2016 in Königs Wusterhausen stattfinden wird. 
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